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WERNER HANDKE

Chinas Wirtschaft und Gesellschaft 
unter dem Kommunismus

Mit freundlicher Genehmigung des Verlages Alfred Metzner, Frankfurt am Main, bringen wir nachfolgend 
aus dem Buch von Werner Handke „Die Wirtschaft Chinas - Dogma und Wirklichkeit" eine Kurzfassung des 
ersten Kapitels. Das Buch erscheint im August 1959.

I. Ideologie als Dogma
Gerade die Ideologie des Marxismus, die die Eigengesetzlichkeit von 

Ideen strikt abstreitet und in ihnen nur die Widerspiegelung materiel-
ler Tatbestände sieht, spielt als Leitschnur praktischen Handelns eine ent-
scheidende Rolle. Die Idee ist zum Dogma geworden. Dadurch ist in der 
marxistischen Gesellschaft die Wechselwirkung von Idee und materiel-
lem Tatbestand durchschnitten. Die Idee ist erstarrt. Nur die Materie 
kann sich noch anpassen. Eine Lehre, deren Inhalt ursprünglich nur war, 
eine unausweichliche naturgesetzliche Entwicklung aufzuzeigen, ist zum 
Rezept der Politiker geworden.

Deswegen ist die Wirtschaft eines kommunistischen Staates nur von 
der Idee her zu verstehen. Was sonst nur als Einzelerscheinung regi-
strierbar wäre, wie die Kollektivierung der Landwirtschaft, der bevor-
zugte Aufbau der Schwerindustrie, die Verstaatlichung der Industrie 
und ähnliches wird durch die Kenntnis der allem diesem zu Grunde 
liegenden einheitlichen Idee erst zu einem Gesamtbild verbunden.

Alles nicht so schlimm?

Das heutige China steht bewußt und überzeugt auf dem Boden des 
Marxismus sowjetischer Prägung. Jeder Versuch, die Bedeutung der 
Ideologie für China zu bagatellisieren, verfälscht das tatsächliche Bild 
und führt zu Mißverständnissen und fehlerhaften Schlußfolgerungen. 
Außerdem stellt man sich damit in Gegensatz zu der geltenden chinesi- 
sehen Staatsmeinung. Die häufig im Westen geäußerte Ansicht: „es sei 
alles nicht so schlimm“, gilt in Peking bestimmt nicht als freundliche 
Bemerkung.

Über den chinesischen Kommunismus konnten sich aus Unkenntnis 
dieses Europa besonders fernen Gebietes, genährt durch illusionisti-
sches Wunschdenken, manche unzutreffenden Vorstellungen verbreiten. 
Mißverständnisse und Fehler nicht nur bei der Beurteilung des politi-
schen Verhaltens des neuen China, sondern auch bezüglich seiner Wirt-
schaftspolitik und Handelspolitik sind darauf zurückzuführen.

Es ist beispielsweise zu hören, die Chinesen seien aus ihrem ganzen 
Wesen heraus nicht für den Kommunismus geeignet. Als Argumente 
für diese These werden hauptsächlich ihr Individualismus, ihr Familien-
sinn und ihr entwickeltes Eigentumsempfinden angeführt. Diese Eigen-
schaften sind bei Chinesen tatsächlich stark ausgeprägt. Auf der 
anderen Seite, und das pflegt bei dieser Argumentation vergessen zu 
werden, gibt es aber auch wesentliche Faktoren, die die Einführung 
und Aufrechterhaltung eines staatskollektivistischen Systems erleich-
tern. Hierzu gehört zunächst die in ihren soziologischen Auswirkungen 
gar nicht zu überschätzende Jahrtausende alte Tradition des Wasser-
baus 1 ). AIs zweites fehlt in China eine Religion, die, wie z. B. der Katho-
lizismus in Westeuropa, dem „Glaubensbekenntnis“ des Marxismus 
Widerpart bieten könnte. Der Konfuzianismus, die alte Staatsreligion 
Chinas, ist lediglich eine Ethik, die überdies in ihrer Einstellung zum 
Staat eher eine Unterstützung des Totalitätsanspruches des Staates 
bildet. Dem neben dem Konfuzianismus in China weitverbreiteten 
Buddhismus fehlt das kämpferische Element, welches im Christentum 
trotz seines Charakters als Friedensreligion ebenso wie im Islam ent-
halten ist. Lind drittens schließlich fehlt in China nicht nur eine zum

1) Vgl. hierzu besonders die Werke von 
Chinas, Leipzig 1931, und 



Kommunismus alternative Idee, sondern auch jedes einigermaßen erfolg-
reiche praktische Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit für das Funk-
tionieren einer nicht-kommunistischen Ordnung. Für die lebende Gene-
ration von Chinesen gibt es keine „gute alte Zeit", wie es für die 
älteren Europäer die Jahre vor dem ersten Weltkrieg sind. Selbst der 
versöhnende Schleier zunehmenden zeitlichen Abstandes kann nicht ver-
decken, daß die letzten 100 Jahre chinesischer Geschichte eine Zeit des 
Niedergangs und des Verfalls waren. In jedem modernen westlichen 
Staat selbstverständliche Dinge wie Korruptionsfreiheit der Verwal-
tung oder die innere Sicherheit (Beseitigung des Bandenwesens) 
erscheinen so als dem Kommunismus zuzurechnende besondere Leistun-
gen. Der Boden war für den Kommunismus in China sicher besser berei-
tet als in irgendeinem Teil des Abendlandes.

Der Irrtum der Absorbierungstheorie

Ebenso irrig oder zumindest schief wie die Auffassung, daß der 
Chinese besonders wenig anfällig für den Kommunismus sei (eine 
Auffassung, die schließlich auch empirisch eindeutig widerlegt ist), ist 
die sogenannte Absorbierungstheorie. Diese Theorie besagt, daß, wie 
China in seiner Jahrtausende alten Geschichte immer wieder wesens-
fremde Herrenschichten absorbiert, und zur Annahme chinesischen 
Wesens bewogen hat, nun auch der Kommunismus' absorbiert werden 
könne. Zweierlei ist grundsätzlich gegen eine derartige Auffassung ein-
zuwenden: einmal zeigt die chinesische Geschichte, daß die Okkupan-
ten immer erst nach dem Untergang der von ihnen gestellten Dynastie 
absorbiert worden sind. Als die Mongolenkaiser noch herrschten, haben 
die in China lebenden Mongolen sehr wohl ihre Eigenart behalten. Das

gleiche gilt für die Blütezeit der Mandschuherrschaft. Außerdem aber 
wird bei dieser Argumentation übersehen, daß die Machtergreifung der 
Kommunisten nicht als Okkupation von außen erfolgt ist, sondern als 
Revolution von innen. Die neuen Machthaber sind Chinesen wie ihre 
Landsleute. Einen schlüssigen Beweis für die künftige Einschmelzung 
des Kommunismus in die traditionelle chinesische Lebensordnung 
liefert die chinesische Geschichte nicht.

Gibt es einen „chinesischen" Kommunismus?

Eine dritte These zum chinesischen Kommunismus schließlich ist in 
der sogenannten Spaltungstheorie enthalten, die neben der hier inter-
essierenden ideologischen Seite auch eine politische und eine wirtschaft-
liche Seite hat. Die Vertreter dieser These geben wohl zu, daß China 
durch und durch kommunistisch sei, meinen aber, daß der „chinesische" 
Kommunismus doch etwas ganz anderes sei als der Kommunismus in 
der Sowjetunion. Zur Stützung dieser Auffassung ist sehr viel Fleiß 
und Ausdauer aufgewandt worden, die Unterschiede zwischen „chinesi-

schem Kommunismus“ und „sowjetischem Kommunismus“ herauszu-
arbeiten. Unterschiede sind tatsächlich vorhanden. Das Erstaunliche 
aber ist nicht ihr Vorhandensein sondern vielmehr, daß, wie eine ein-
gehende Prüfung zeigt, die Unterschiede angesichts der Andersartigkeit 
der Länder und Völker so gering sind.

Überdies werden die Unterschiede, die sich zunächst feststellen ließen, 
von Jahr zu Jahr weniger. Die angeblich spezifisch chinesischen Formen 
bei der Umwandlung der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung wie die 
Nachbarschaftshilfe in der Landwirtschaft, die gemischt staatlich-priva-
ten Unternehmen in der Industrie und die Fortexistenz von vollständig 
privaten Industrie- und Außenhandelsunternehmen sind entweder ganz 
verschwunden oder nur mehr äußere Schale um einen völlig staats- 
wirtschaftlichen bzw. sozialistischen Kern. Im Jahre 1956 entfiel der 
letzte wirkliche Unterschied, nämlich die Tatsache, daß beide Länder 
sich in verschiedenen Entwicklungsepochen befanden. Seit 19 56 gilt 
in China die sozialistische Ordnung als erreicht, die vorhergehende 
staatskapitalistische Übergangsperiode (ein Begriff, auf den noch zu-
rückgekommen wird) als abgelaufen, und die damit im Zusammenhang 
stehenden oben erwähnten Zwischenformen gelten als überholt. Seit 
1956 strebt China wie die Sowjetunion dem Ziele der kommunistischen 
Ordnung zu. Aber selbst die vorhergehende kurze Übergangszeit, auf 
deren Analyse seinerzeit die Behauptung von der Verschiedenheit von 
chinesischem und sowjetischem Kommunismus gestützt wurde, war 
keineswegs Ausdruck eines besonderen Weges der chinesischen Kommu-
nisten. Wie noch näher gezeigt wird, verdanken diese wirtschaftlich 
kaum zu begründenden Zwischenformen vielmehr ihre Existenz gerade 
dem Umstand, daß dem Dogma um jeden Preis Genüge getan werden 
sollte.

Nach 1956 haben die Anhänger der Spaltungstheorie die Argumente, 
die sich auf die Zwischenformen bezogen, mehr und mehr fallen lassen 
müssen. Insbesondere die radikale Kollektivierung der chinesischen 
Landwirtschaft versetzte dieser Theorie einen schweren Stoß. Seither 
wurden von ihren Verteidigern andere angeblich typisch chinesische 
Erscheinungsformen des Kommunismus in den Vordergrund gerückt. 
Hingewiesen wird beispielsweise darauf, daß das Voranpeitschen der 
Entwicklung durch immer neu entfesselte „Bewegungen“, die bis ins 
feinste ausgefeilte Methode der öffentlichen Kritik, besonders in der 
Form der Selbstkritik, auch als Gehirnwäsche bezeichnet, keine ander-
weitigen Vorbilder in dieser ausgebildeten Form hätten. Diese Dinge, 
auf dem Felde der psychologischen Menschenführung und der Propa-
ganda liegend, mögen zwar eine besondere chinesische Spielart darstel-
len, so rühmlich aber, daß man damit den chinesischen Kommunismus 
verteidigen könnte, sind sie gewiß nicht. Vor allem berühren sie aber 
nur die Methode, nicht die Prinzipien. Eine positive Wertung schien 
dagegen eine andere mehr grundsätzliche Besonderheit, die liberale 
Zulassung von Kritik unter dem Schlagwort „Laßt 100 Blumen blühen“, 
zu verdienen. Aber diese „Besonderheit“ war nur von kurzer Dauer. 
AIs sich die Kritik im Vertrauen auf die neue 100-Blumen-Politik 
der Regierung zu weit vorwagte, schlug die 100-BIumen-Kampagne 
nach nur einmonatiger Dauer in eine Terrorwelle um, die jeden ver-
schlang, der sich zu weit vorgewagt hatte.

Die 100-Blumen-Kampagne nahm ihren Ausgang mit der berühmten 
Rede Maos von den Gegensätzen in den Reihen des Volkes vom 
27. Februar 19 57. War vielleicht das Schicksal der 100-Blumen-Bewe- 
gung nur ein Verkehrsunfall, und war die ihr zugrunde liegende Lehre 
von deh Gegensätzen dennoch ein Fortschritt in der Weiterentwicklung 
der Ideologie? Setzte sich nicht ein größerer Realismus in der Analyse 
der sozialistischen Gesellschaft durch, als Mao zugab, daß die sozia-
listische Gesellschaft ebenso von Gegensätzen durchzogen sei wie ihre 
nichtsozialistischen Vorgänger? Tatsächlich ist aber diese Erkenntnis für 
die kommunistische Ideologie nicht neu/ Auch in der Sowjetunion gilt 
seit langem unbestritten, daß in der sozialistischen Gesellschaft noch 
gewisse Spannungen existieren, z. B. zwischen Stadt- und Landbevöl-
kerung. Immerhin bringt die Lehre von den Gegensätzen doch eine 
besondere Nuance: Daß es nämlich in der sozialistischen Ordnung auch 
Gegensätze zwischen Volk und Führung geben könnte. Das zuzugeben 
hatte man bisher nirgend woanders gewagt. Vorsorglich ist jedoch eine



Notbremse in Maos Lehre von den Gegensätzen eingebaut. Diese Not-
bremse ist die Unterscheidung von antagonistischen und nicht-antago-
nistischen Gegensätzen. Erstere darf es in der sozialistischen Gesell-
schaft nicht geben; wo sie dennoch auftreten, sind sie als reaktionäre 
Rückfälle durch Terror zu brechen. Welche Gegensätze, antagonistisch 
und welche nicht-antagonistisch sind, entscheidet der Staat bzw. die 
Partei. Antagonistisch sind auf jeden Fall alle Gegensätze, die die 
Vorrangstellung der Partei, die staatliche Institutionen oder die Grund-
sätze des Marxismus/Leninismus gefährden könnten. Im Bedarfsfall 
läßt sich das beliebig auslegen. So konnte Maos Rede von den Gegen-
sätzen ebenso das ideologische Fundament für die 100-Blumen-Bewe- 
gung abgeben, (mit der hannlose nicht-antagonistische Gegensätze 
kuriert werden sollten) wie für die anschließende Terrorwelle: Nun 
galt es plötzlich, antagonistische Gegensätze zu bekämpfen, und alle, 
die vertrauensvoll Kritik geübt hatten, waren nun unversehens „reak-
tionäre Rechtsabweichler“. Der Rahmen dieser „Besonderheit“ war also 
äußerst eng.

Ist der chinesische Kommunismus wirklich anders? Das stärkste 
Gegenargument sind die folgenden besonders eklatanten Beispiele für 
die bedingungslose Linientreue der chinesischen Kommunisten, Bei-
spiele, die deswegen besonders eindrucksvoll erscheinen, weil die völlig 
anderen Voraussetzungen in der Sowjetunion und in China eigentlich 
verschiedene Lösungen nahelegen:

1. Kollektivierung der Landwirtschaft. In China sind die landwirt-
schaftlichen Produktionsbedingungen völlig anders als im Gebiete 
der Sowjetunion. Der Grad der Arbeitsintensität in der chinesischen 
Landwirtschaft läßt sich als Gartenbau bezeichnen. Ein unzweifel-
hafter Vorteil der Kollektivierung, die Möglichkeit der Zusammen-
legung von Äckern zu größeren Anbauflächen, kann sich so viel 
weniger auswirken, dagegen manche Nachteile der Kollektivierung 
bei einer so individuell an die jeweiligen Bedingungen angepaßte 
Produktionsweise umsomehr. Dennoch ist rückhaltlos nach sowje-
tischem Muster kollektiviert worden, ja auch der zweite Schritt der 
Umwandlung der Agrarordnung vom Kollektiveigentum zum Staats-
eigentum am Boden ist bereits eingeleitet worden.

2. Mechanisierung insbesondere Traktorisierung der Landwirtschaft. 
Auch die Mechanisierung einschließlich der Traktorisierung der 
Landwirtschaft wird in Angriff genommen, obwohl diese unter den 
Bedingungen in China viel weniger nützlich erscheint und obwohl 
China im Gegensatz zur Sowjetunion über eine für die Bedürfnisse 
des Landes unzureichende Erdölproduktion verfügt.

3. Schwerindustrie als Schwerpunkt der Industrialisierung. Wie in der 
Sowjetunion bildet in China die Schwerindustrie den Kern des 
industriellen Aufbaus. Dabei zeichnete sich in der Zeit vor der 
kommunistischen Machtübernahme mit der schnellen Entwicklung 
der Textilindustrie und anderer Leichtindustriezweige in den chine-
sischen Hafenstädten eine ganz andere, der Entwicklung in Japan 
ähnliche Lösung des Industrialisierungsproblems Chinas ab.

4. Autarkie. China ist zwar auch ein großes Land, im Vergleich zur 
Sowjetunion aber doch klein und vor allem viel dichter besiedelt; 
die Voraussetzungen für volle Autarkie sind deswegen erheblich 
schlechter. Dennoch strebt China mit aller Konsequenz den Zustand 
völliger Wirtschaftsautarkie an. Eine Entwicklung wie die Japans, 
das eine Nahrungsmitteleinfuhr mit Industrieausfuhr bezahlt, wäre 
viel naheliegender und ist vielleicht auf lange Sicht doch die einzige 
Lösung für das chinesische Bevölkerungsproblem.

Die enge Verwandtschaft, ja Identität der politischen Ziele in der 
Sowjetunion und in China dürfte an diesen wichtigen Beispielen aus-
reichend erhellt sein.

Aber selbst wo die Voraussetzungen so völlig verschieden sind, daß 
eine andere wirtschaftspolitische Lösung unausweichlich ist, wird we-
nigstens in der Nomenklatur das Gemeinsame betont. Das beste Bei-
spiel sind die „Dezentralisierungsreformen“ beider Länder, in China 
die wichtigste wirtschaftspolitische Maßnahme seit der Verwirklichung 
der sozialistischen Ordnung. Sowohl im Falle der Sowjetunion wie im 

Falle Chinas war die Dezentralisierungsreform eine Rationalisierungs-
maßnahme, die infolge von Entwicklungsschwierigkeiten notwendig ge-
worden war. Der materielle Inhalt der Reform war jedoch in beiden Län-
dern sehr verschieden. In der Sowjetunion war die LImorganisation der 
staatlichen Wirtschaftsverwaltung die Hauptsache. In China dagegen 
steht die Förderung und Propagierung kleiner arbeitsintensiver Be-
triebsformen, rein technisch vielfach ein Rückfall in das Mittelalter, im 
Vordergrund, angesichts der in China gegebenen besonderen Bedingun-
gen — fast unbegrenzte, billige menschliche Arbeitskraft bei äußerster 
Kapitalknappheit — aber ein naheliegender und auch zweckmäßiger 
Ausweg aus den Schwierigkeiten; die Verwaltungsreform trat dagegen 
in China bedeutungsmäßig zurück. Aber die Reformen in China und in 
der Sowjetunion trugen dennoch nicht nur den gleichen Namen, sie 
wurden auch etwa zur gleichen Zeit verfügt, und in der chinesischen 
Propaganda wurde auf das sowjetische Vorbild hingewiesen. Immerhin 
war hier ein wirklicher materieller Unterschied zu verzeichnen, der nur 
formal überkittet werden kann. Man geht allerdings wohl nicht fehl in 
der Annahme, daß die derzeitige starke Abstützung der wirtschaftlichen 
Entwicklung Chinas auf kleinstbetriebliche Produktionsformen eine nur 
vorübergehende Erscheinung ist, bis die Großindustrie ihrerseits einen 
ausreichenden Entwicklungsstand erreicht hat.

Dieses Kapitel sei abschließend zusammengefaßt: Behauptungen 
wie „der Chinese könne seinem ganzen Wesen nach gar kein Kommu-
nist sein“ oder „die Geschichte Chinas zeige, daß dieses Land auch mit 
dem Kommunismus fertig werde“ oder „der chinesische Kommunismus 
sei ganz etwas anderes als der Kommunismus in der Sowjetunion, 
beide entwickelten sich mehr und mehr auseinander“ ist mit Skepsis 
zu begegnen. Mit solcher Argumentation macht man es sich zu einfach 
und läßt sich zu vielleicht beruhigenden, aber deswegen nicht weniger 
falschen Selbsttäuschungen verleiten. Daß der Kommunismus ganz 
grundsätzlich dem Wesen des Menschen, und auch des chinesischen 
Menschen, fremd ist, daß er „inhuman“ ist, wird damit nicht in Frage 
gestellt. Audi für China gilt wie für alle totalitären Staaten die Hoff-
nung, daß das kommunistische System eines Tages aus sich heraus zu-
sammenstürzt oder sich wenigstens zu menschlicheren Gemeinschafts-
formen weiterentwickelt. Für die Gegenwart muß sich jedoch jeder, 
der mit China in Kontakt tritt, darüber im klaren sein, daß dieses 
Land ein typisch kommunistischer Staat ist, in dem alle Maßstäbe 
gelten, die sich im Verhältnis zu anderen kommunistischen Ländern, 
insbesondere zur Sowjetunion herausgebildet haben.

II Besonderheiten ja, 
aber kein „besonderer" Weg

Das politische Rezept, das sich der marxistischen Ideologie ent-
nehmen läßt, erscheint recht einfach: Klassengegensätze bestimmen den 
Verlauf der Geschichte, und die Klassen werden ihrerseits durch die 
Produktionsbedingungen bestimmt. Man ändere die Produktionsbe-
dingungen, eine neue Klasse kommt zur Herrschaft, und die Gesell-
schaftsordnung wandelt sich. Wenn man dem Staat die Herrschaft 
über die Produktionsmittel gibt, ist der Sozialismus erreicht — Eine 
derart einfache Anwendbarkeit des Rezeptes ist jedoch nicht möglich. 
Die Politik in den kommunistischen Ländern ist durch die deter-
ministischen Eierschalen der Marx’schen Lehre belastet, von denen sie 
sich bis heute nicht hat freimachen können. Seine Lehre war von Marx 
nicht als Rezept gedacht, also als etwas was Menschen anwenden 
und verwirklichen können, sondern als ein Naturgesetz, das sich auto- 
matisch Geltung verschafft. Tatsächlich gibt die Auffassung von der 
Entwicklung zum Sozialismus und schließlich zur kommunistischen 
Ordnung als Naturgesetz der Lehre ihre besondere propagandistische 
Durchschlagskraft. Andererseits hat sich jedoch gezeigt, daß dieser 
Determinismus völlig irreal ist und die Freiheit des politischen Handelns 
nur erschwert.

Das Dogma befolgen heißt jedenfalls nicht nur die sozialistische Ord-
nung realisieren, sondern die sozialistische Ordnung muß sich auf 



dem richtigen, angeblich naturgesetzlich bestimmten Wege einstellen. 
Gerade für China erwies sich das als besonders schwierig. China hat 
sich bislang nicht „entwickelt“ wie die Länder des Abendlandes. Der 
Gedanke des „Fortschritts" ist für China völlig fremd. China hat sich 
wohl innerhalb gewisser Grenzen gewandelt, die „Entwicklungsstufe" 
war aber 2000—3000 Jahre die gleiche. Marx hatte diese Besonderheit, 
die für viele orientalische Gesellschaften gilt, sehr wohl gesehen und 
wollte diese Länder ursprünglich aus seiner Theorie ausklammern. In 
seinen späteren Schriften jedoch scheint er das Entwicklungsgesetz für 
allgemeinverbindlich gehalten zu haben. Im Leninismus wurden dann, 
der Tatsache Rechnung tragend, daß mit Rußland ein vorwiegend 
asiatisches Land kommunistisch geworden war, systematisch alle Quel-
len beseitigt bzw. bereinigt, die sich mit der Besonderheit der asia-
tischen Länder befassen.

Das Dogma des „richtigen Weges“ erforderte im Falle Chinas nicht 
nur eine entsprechende Politik in der Gegenwart, sondern auch eine 
Revision der Geschichtsschreibung. Man definierte von nun an 2000 
Jahre chinesischer Geschichte als „Feudalismus“. Der Beginn der feu-
dalistischen Epoche wurde, obwohl nicht unbestritten, in die Zeit der 
„Streitenden Reiche“ (403—221 v. Chr.) gelegt. Nach anderen Auf-
fassungen hätte der Feudalismus schon zur Zeit der westlichen Chou 
(1100—771 v. Chr.) bzw. erst unter den östlichen Han (25—225 n. Chr.) 
begonnen. Vorher liegt entsprechend dem Marxschen Schema die Skla- 
venhalterwirtschaft. Die feudalistische Ordnung zeigte dann mit Beginn 
der Taiping-Rebellion Auflösungserscheinungen. Der Aufstand der 
Taiping wurde dabei sinngemäß den Bauernkriegen des Abendlandes 
gleichgesetzt. Im 20. Jahrhundert sei die feudalistische Ordnung immer 
mehr mit kapitalistischen und imperialistischen Elementen vermischt 
worden. Bei der Machtübernahme hatte jedoch der Feudalismus als 
Ordnungsprinzip immer noch überwogen. Die 1949 vorgefundene 
Ordnung wurde deswegen als „feudalistisch-imperialistisch-bürokra-
tisch-kapitalistisch“ bezeichnet; „bürokrato-kapitalistisch“ sollte dabei 
weniger besagen, daß die Ansätze kapitalistischer Wirtschaft vorwie-
gend vom Staate betrieben wurden (was tatsächlich auch der Fall war), 
sondern daß staatliche Bürokratie und kapitalistische Wirtschaft per-
sonell bis zur Identität miteinander verquickt waren.

Gegen diese Geschichtsinterpretation läßt sich sehr vieles einwenden. 
Zunächst ist festzustellen, daß der „Feudalismus“ in China von dem 
Feudalismus des Abendlandes so völlig verschieden ist, daß es eigent-
lich irreführend ist, beide mit dem gleichen Begriff zu bezeichnen. 
Zweitens ist die Abtrennung dieses chinesischen Feudalismus von der 
angeblich vorhergehenden Sklavenhalterwirtschaft ganz willkürlich; 
tatsächlich ist zwischen beiden Ordnungen weder eine eindeutige Zäsur 
noch überhaupt ein wesentlicher Unterschied festzustellen. Zu der 
Rolle, die der Taiping-Revolution zugewiesen wird, ist zu sagen, daß 
es Bewegungen wie diese in China immer wieder gegeben hat, ohne 
daß dadurch die bestehende Ordnung gefährdet wurde; und aller 
Voraussicht nach hätte sich auch, gesetzt den Fall, daß die Taiping- 
Revolution erfolgreich gewesen wäre, genau wie in den Jahrtausenden 
vorher gar nichts geändert; das Entscheidende war der gleichzeitige 
Einfluß des Westens. — Eine eingehende Auseinandersetzung mit der 
marxistischen Interpretation der Geschichte Chinas würde hier zu weit 
gehen. Hier sei nur auf die bezeichnende Tatsache hingewiesen, daß die 
chinesischen Kommunisten mit aller Konsequenz die chinesische Ge-
schichte im Sinne der Marxschen Entwicklungslehre umdeuten.

Abgesehen von dem Widerstand einiger Gelehrter stieß die Arbeit 
der Umdeutung der chinesischen Geschichte auf kein besonderes Hinder-
nis. Ausgesprochen schwierig dagegen erwies sich die Anwendung des 
Dogmas bei der Gestaltung der Gegenwart. Die Voraussetzungen 
waren zu verschieden. Bei aller Sophisterei ließ sich nicht leugnen, daß 
China vor der Machtübernahme ein Agrarstaat war. Was sollte man 
tun? Eigentlich hätte die KP Chinas abwarten müssen, bis der Kapita-
lismus da war, um sich dann zum Sprecher der erst unter dem Kapita-
lismus entstehenden proletarischen Arbeiterschaft zu machen. Tatsächlich 
gab es in der Geschichte der KPC eine Zeit, in der die Ansicht galt, 
die Partei müsse die bürgerlichen Kräfte unterstützen, um zunächst den 
Kapitalismus herbeizuführen (1924—1927 unter dem damaligen Partei-

führer Chen Tu-hsiu). Bald mußte man jedoch feststellen, daß revo-
lutionäre Bewegungen ihre eigenen Gesetze haben. Sie brauchen kon-
krete, nicht zu ferne, realisierbare Ziele. So wurde die Auffassung 
Chen Tu-hsius bald als „opportunistische Rechtsabweichung" gebrand- 
markt; Chen Tu-hsiu wurde 1927 seiner Stellung enthoben und 1929 
aus der Partei ausgeschlossen. Die kommunistische Partei setzte sich 
danach an die Spitze der Kräfte der Revolution. Damit war das Pro-
blem des Widerspruchs zwischen tatsächlicher Entwicklung und Dogma 
jedoch nicht gelöst. Wie sollte man nun die Tatsache des unmittelbaren 
Übergangs vom Feudalismus zum Sozialismus und das völlige Ent-
fallen des Kapitalismus als Ordnungsorgan, der Kapitalisten als Herren-
klasse und der bürgerlich-demokratischen Revolution, mit welcher der 
Kapitalismus hereinbrechen sollte, erklären?

Hier liegt die Wurzel für den angeblich besonderen chinesischen 
Kommunismus. Um dem Dogma genüge zu tun, wurde nach der 
Machtergreifung von 1949 zunächst eine kapitalistische Periode ein- 
geführt. Die Machtergreifung selbst wurde nicht schon als sozialistische 
Revolution, sondern als Vollzug der „bürgerlich-demokratischen Revo-
lution“ bezeichnet. Tatsächlich hatte der Zustand nach 1949 aber nicht 
das Geringste mit liberalem Kapitalismus gemein. Selbst in die Bezeich-
nung schob man eine Einschränkung ein; man nannte diese Form 
staatskapitalistisch, ein Widerspruch in sich. Es sollte bedeuten, daß 
durch Planung und Lenkung die am Kapitalismus kritisierten Mänge. 
auszuschalten seien. In Wirklichkeit war vom Zeitpunkt der Machtüber-
nahme an der Marktmechanismus, das Lebenselement des Kapitalismus, 
gelähmt. Selbst in dieser Form, die mit Kapitalismus nur den Namen 
und diesen auch nur zum Teil gemein hat, ließ man die Ordnung nur 
ganze sieben Jahre, bis zum Jahre 1956, bestehen. 1956 trat China in 
den Sozialismus ein.

Mit der Verwirklichung des Sozialismus hat aber in China die Pro-
blematik des richtigen Weges keineswegs ausgehört. Der Sozialismus 
ist noch nicht die Endstation. Dahinter folgt die kommunistische Ord-
nung. Die bisher nirgends realisierte kommunistische Ordnung mag 
eine Utopie sein. Ihre Vorstellung allein hat. jedoch zur Folge, daß die 
Idee der gesellschaftlichen Entwicklung auch unter der sozialistischen 
Ordnung ihre gestaltende Kraft behält. Natürlich soll auch das wirt-
schaftliche Wachstum nach Erreichung des Sozialismus nicht aufhören. 
Die sozialistische Basis soll im Gegenteil seine Forcierung ermöglichen. 
Nur bei einem sehr hohen Stande wirtschaftlicher Entwicklung ist nach 
marxistischer Ansicht Kommunismus möglich.

Im Unterschied zur Entwicklung bis zum Sozialismus gibt es für das 
dann folgende Stück Weges kein verbindliches Muster. Nach der gelten-
den Lehre stellt man sich vor, daß der Übergang zur kommunistischen 
Ordnung, im Gegensatz zum Übergang vom Sozialismus zum Kommu-
nismus, nicht als Sprung, also nicht als Revolution, erfolgt, sondern 
kontinuierlich. Ziel der graduellen Weiterentwicklung von Sozialismus 
zu Kommunismus, bei der das Schwergewicht auf dem wirtschaftlichen 
Aufbau liegen soll, ist die Erreichung eines Zustandes, in dem jeder 
nach seinen Fähigkeiten mitarbeitet und jeder nach seinen Bedürfnissen 
entlohnt wird. Die im Sozialismus noch vorhandenen Gegensätze nicht-
antagonistischer Art, war zwischen Stadt und Land, zwischen Arbeiter 
und Intelligenz, ü: ä. werden dann ganz beseitigt sein. Sonstige Vor-
stellungen, die sich mit der kommunistischen Ordnung verbinden, sind 
die vollständige Elektrifizierung des Landes. Endlich soll in der kom-
munistischen Ordnung der Staat überflüssig werden, zunächst nach 
innen, aber schließlich auch nach außen, wenn die kapitalistische Ein-
kreisung durch die Weltrevolution durchbrochen ist.

Auch diese Vorstellungen, so vage sie sind, gelten in China bereits 
deutlich als Leitschnur. Bezeichnend ist beispielsweise, daß als Name 
für die letzte Entwicklungsform der landwirtschaftlichen Kollektivierung 
der Begriff „Kommunen“ geprägt wurde. Die Dezentralisierung, die 
wichtigste wirtschaftspolitische Maßnahme nach Verwirklichung der 
sozialistischen Ordnung, wurde gelegentlich voreilig bereits als Anfang 
des „Absterbens des Staates“ interpretiert. Die Verschwommenheit des 
Konzept des Übergangs von der sozialistischen zur kommunisti-
schen Ordnung erleichtert eine entsprechende Auslegung wirtschafte- 



politischer Maßnahmen naturgemäß sehr. China hat eben erst (1956) den 
Sozialismus erreicht. Der Zeitraum seither ist zu kurz, um schon Ab-
schließendes über die Entwicklung Chinas nach Durchführung der sozia-
listischen Ordnung zu sagen. Aber es läßt sich doch schon deutlich er-
kennen, daß auch fernerhin alle Erscheinungen der Wirtschaftspolitik 
in das marxistisch-leninistische Entwicklungschema gepreßt werden.

Die marxistische Entwicklungslehre ist vielfach widerlegt. Die klas-
senlose Gesellschaft des Sozialismus ist eine Utopie, vom Idealbild des 
Kommunismus als ihrer vervollkommneten Form ganz zu schweigen! 
China selbst ist eines der besten Argumente gegen ihre verallgemei-
nernde Anwendung auf die früheren Entwicklungsstufen. Die Wirklich-
keit deckt sich somit keineswegs mit den im Dogma verankerten Vor-
stellungen. Dennoch hielt man an dem Entwicklungschema als unver-
rückbarem Glaubenssatz des Sozialismus fest. Gibt es einen besseren 
Beweis für die Linientreue der chinesischen Kommunisten als den 
krampfhaften Versuch, trotz der originellen Entwicklungsbedingungen 
des Landes auf dem richtigen, d. h. auf dem im Dogma vorgezeichneten 
Wege zu bleiben?

IH. Der Übergang zum Sozialismus 
in der Industrie

Bei der Machtübernahme fanden die chinesischen Kommunisten in 
der Industrie bereits einen relativ breiten staatlichen Sektor vor. Schon 
unter der Kuomintang hatte sich die Investitionstätigkeit praktisch auf 
den staatlichen Sektor beschränkt. Mit Kriegsende wurde der staatliche 
Sektor durch die Übernahme der auch heute noch den Kern des chine-
sischen Industrieaufbaus bildenden ehemals japanischen LInternehmen 
in der Mandschurei weiter erheblich verbreitert. Zugleich wurden die 
von den Japanern im übrigen Lande als Kriegsbeute beschlagnahmten 
Unternehmungen in Staatsbesitz übernommen. Der kapitalmäßige An-
teil des Staates an der chinesischen Industrie wird fü
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Ende . Weltkrieg auf 30 bis 5 5 Prozent geschätzt2). Gerade die wich-
tigsten und moderneren Werke waren schon Staatseigentum.

Die chinesische Industrie war somit bei der Machtübernahme bereits 
weitgehend sozialistisch. Von Anfang an waren somit im industriellen 
Bereich der Planung und Lenkung ohne weiteres Verstaatlichungsmaß-
nahmen möglich, zumal gerade die Schlüsselindustrien staatlich waren. 
Außerdem wuchs der staatliche Sektor ohne weitere Änderung der 
Eigentumsverhältnisse dadurch, daß der Staat der einzige nennenswerte 
Investor blieb. Der Anteil der staatlichen LInternehmen am Produk-
tionswert, der gegenüber der Vorkriegszeit durch Demontagen und 
Kriegszerstörungen in der Mandschurei zunächst zurückgegangen war, 
wuchs dadurch stetig. Er machte im Jahre 1949 34 Prozent aus und stieg 
dann 1952 auf 53 Prozent, 1953 auf 54 Prozent, 1954 auf 59 Prozent 
und 195 5 auf 63 Prozent an. Im Jahre 1956 ging die Quote allerdings 
auf 54 Prozent zurück; dies dürfte sich jedoch aus Umstellungen in der 
statistischen Erfassung erklären. Vermutlich ist ein Teil des vorher 
unter handwerklicher Erzeugung erfaßten Produktionswertes nach dem 
Zusammenschluß des Handwerks in Genossenschaften nunmehr unter 
Industrie ausgewiesen.

Von größter Bedeutung war gleich unmittelbar nach der Macht-
übernahme die zunehmende Erfassung der privaten Industrieunter-
nehmungen auf den Produktions- wie auf der Bezugsseite durch ein 
neu errichtetes System staatlicher Handelsorganisationen. Als Elemen-
tarform des Staatskapitalismus bezeichnet war dies tatsächlich die ein-
schneidendste Sozialisierungsmaßnahme, die man sich denken konnte. 
Nicht nur die Änderung der Eigentumsverhältnisse, sondern dadurch, 
daß der Wirtschaftskreislauf in den Griff der staatlichen Lenkung 
kommt, werden die Gesetze der kapitalistischen Wirtschaft außer Kraft 
gesetzt. Im Jahre 1949 waren 12 Prozent der Produktion der Privat-
industrie in der Form von Verarbeitungs- und Lieferaufträgen sowie 
durch Ablieferungszwang staatlich erfaßt. Im Jahre 1954 stieg diese

2) Y. L. Wu: An Economic Survey of Communist China, L*don 1956, 
S. 201

Quote auf 79 Prozent, was einem Wert von 8 Mrd. JMP 3) gleichkam, 
und weiter 195 5 auf 82 Prozent. (Der Wert der staatlich erfaßten Pro-
duktion der privaten Industrie sank jedoch von 1954 auf 195 5 absolut 
auf 6 Mrd. JMP, worin sich die insgesamt abnehmende Bedeutung der 
privaten Industrieerzeugung zeigt). Je nach der Wichtigkeit der Erzeug-
nisse war der staatliche Einfluß auf die private Industrieerzeugung ge-
ringer oder größer. Die private Industrieerzeugung von Zement und 
Baumwollgarn war schon 1952 zu 100 Prozent, von Walzstahl und 
Weizenmehl zu 80 bis 8 5 Prozent staatlich erfaßt. Die Aufträge und 
Auflagen durch den Staat legten nicht nur die Betriebe in ihrem Pro-
duktionsprogramm fest, sondern hatten auch eine scharfe Kontrolle der 
Gewinnspannen im Gefolge. Dadurch wurden die Möglichkeiten der in-
dustriellen Selbstfinanzierung praktisch unterbunden, durch die sonst 
vielleicht der private Sektor ausgeweitet worden wäre.

Unter diesen Umständen hatten die eigentlichen Sozialisierungsmaß-
nahmen nurmehr formale Bedeutung. Die eigentlichen Sozialisierungs-
maßnahmen bestanden hauptsächlich im Zusammenschluß zu Genossen-
schaften und in der Überführung privater LInternehmen in die gemischt 
staatlich-private Unternehmensform. Gelegentlich wurden auch diese 
Maßnahmen einschränkend als „niedere Form des Sozialismus“ oder 
„semisozialistisch“ bezeichnet. Richtig daran ist, daß diese Formen 
immer noch nicht die Endstufe darstellen. Als jedoch die ehemals pri-
vaten LInternehmen ausnahmslos in die gemischt staatlich-private Form 
überführt bzw. zu Genossenschaften zusammengeschlossen waren, ließ 
man die Gesamtordnung doch schon als vollsozialistisch gelten. Zu Ge-
nossenschaften sind vor allem kleinere, an der Grenze zum Handwerk 
stehender Privatunternehmer, bei denen eine Sozialisierung in anderer 
Form wenig rationell erschien, umgeformt worden. Dem Produktions-
wert nach hat der Anteil der genossenschaftlich zusammengeschlossenen 
LInternehmen von 4 Prozent im Jahre 1954 auf 5 Prozent im Jahre 
195 5 und schließlich 17,1 Prozent im Jahre 1956 zugenommen.

Besonderes Interesse hat die gemischt staatlich-private Unterneh- 
mungsform gefunden. Sie gilt im Ausland vielfach als instruktives 
Beispiel für eine spezifisch chinesische Zwischenlösung in der Soziali-
sierung. Zweierlei ist jedoch dagegen einzuwenden: Zunächst ist fest-
zustellen, daß die gemischt- staatlich-privaten Unternehmen in China 
nicht von Dauer sein sollen. Ihre Existenz ist genau auf sieben Jahre 
befristet. Nach Ablauf dieses Zeitraumes sollen alle zur Zeit gemischt 
staatlich-privaten Betriebe vollständig staatlich werden. Zweitens war 
schon lange vorher in diesen LInternehmen jeder Spielraum für private 
Unternehmertätigkeit beseitigt. Die staatlich-privaten LInternehmen 
sind genauso in die umfassende staatliche Planung eingebaut wie die 
staatlichen LInternehmen; innerbetriebliche Entscheidungen, d. h. Ent-
scheidungen, die nicht durch den Plan festgelegt sind, werden in der 
Praxis von den in die Betriebsleitung beorderten Staatsfunktionären 
getroffen, die ehemaligen Eigentümer sind ihnen zwar formal gleich-
gestellt, haben aber gar nichts zu sagen. Die gemischt staatlich-privaten 
LInternehmen unterscheiden sich somit von den voll staatlichen Unter-
nehmen nur durch ihre Entstehung (es handelt sich ausschließlich um 
ehemals private LInternehmen) sowie durch die Tatsache, daß sie ver-
pflichtet sind, den ehemaligen Eigentümern sieben Jahre lang eine fünf-
prozentige Rente (die unzutreffend — da nicht vom Gewinn abhängig — 
mit Dividende bezeichnet wird) auszuzahlen. Zwar sollen die ehemali-
gen Eigentümer in der Betriebsleitung mitbestimmen, zu einem großen 
Teil haben sie jedoch resigniert auf die Teilnahme an der Betriebsfüh-
rung verzichtet. Pro forma üben sie noch irgendeine Tätigkeit in ihren 
Betrieben aus; vielfach sind sie auch nur anwesend. Die „Gewinn-
beteiligung" sehen sie als das an, was sie wirklich ist, nämlich eine Ent-
eignungsentschädigung, und zwar in Höhe von nur 3 5 Prozent (7 mal 
5 Prozent) des Wertes ihres ehemaligen Besitzes. Die während der so-
genannten Rektifizierungskampagne im Jahre 1957 erhobene Forderung 
der „Kapitalisten“, die Dividendenzahlung auf einen Zeitraum von 20 
Jahren auszudehnen (was einer vollen Entschädigung gleichkommen 
würde), wurde von Partei und Regierung strikt abgelehnt.

Im Jahre 1956 entfielen 27 Prozent des Gesamtproduktionswesens 
der chinesischen Industrie auf die gemischt staatlich-privaten Unter-

• 3) JMP = jen-min-piao 1 JMP etwa 1,71 DM.



nehmen. Nach wenig bekannten chinesischen Angaben kostet die Über-
nahme dieser Unternehmen den chinesischen Staat ganze 770 Mio JMP 
oder etwas über 300 Mio US-Dollar. Der Wert der privaten Investiti-
onen der nationalen Bourgeoisie (d. h. ohne Auslandskapital und ohne 
durch Auslandsbeziehungen chinesischer Eigentümer belastetes soge-
nanntes Kompradorenkapital) wird mit 2,2 Mrd. JMP oder 900 Mio 
US-Dollar angegeben. Diese Zahlen zeigen nicht nur, eine wie geringe 
finanzielle Belastung die Übernahme für den chinesischen Staat be-
deutet, sondern auch gleichzeitig, eine wie geringe Gefahr die Kapita-
listen in China rein zahlenmäßig darstellen. Auf Grund der im April 
1956 ausgewiesenen Dividendenzahlungen gibt es in China nur 1493 
Kapitalisten mit Vermögenswerten von mehr als 100 000 JMP und nur 
69 Kapitalisten, die mehr als eine Mio JMP investiert hatten. Unter 
diesen Umständen ist Großzügigkeit bei der Sozialisierung nicht nur 
billig, sondern auch ohne besonderes Risiko. So kann man es sich heute 
leisten, einen Mann wie Jung Yi-jen, einen bekannten Textilindu-
striellen aus Shanghai, der mit einem Kapitalwert von 60 Mio JMP 
einen Anspruch auf Jahresdividende von drei Mio JMP hat, für aus-
ländische Besucher als Ausstellungsobjekt zu erhalten.

IV. Kollektivierung der Landwirtschaft

Während die Sozialisierung in der Industrie weitgehend an vorhan-
dene Ansätze anknüpfen konnte, bedeutete die Sozialisierung in der 
Landwirtschaft eine viel grundlegendere Umwälzung. Diese war außer-
dem schon deshalb weit schwerwiegender, weil ein viel größerer Teil 
der Bevölkerung berührt wurde.

Verhaftet in den Gedankengängen von Marx hatte die KP Chinas 
die Schlüsselstellung des Bauern zunächst nicht gesehen. Die Agitations-
tätigkeit konzentrierte sich auf die wenigen Städte, die bereits eine 
Industriearbeiterschaft aufzuweisen hatten. Es war das Verdienst Mao 
Tse-tungs, die Bedeutung der bäuerlichen Bevölkerung für die Sache 
der Revolution erkannt zu haben. Der schließliche Erfolg der Kommu-
nisten in China war dann hauptsächlich ihrer Agrarpolitik zu danken. 
Auf den Wellen einer rücksichtslos durchgeführten Bodenreform wurde 
die KP Chinas zum Siege getragen.

Nach der Machtübernahme schien es, als wenn China, eingedenk 
der Rolle, die die bäuerliche Bevölkerung in der Revolution gespielt 
hat, eigene Wege gehen würde. Dieser unzutreffende Eindruck konnte 
jedoch nur aus der Unkenntnis der Ideologie und der Unterschätzung 
ihrer Bedeutung für die tatsächliche Entwicklung entstehen. Auch in 
der Landwirtschaft wurde, wie in der Industrie, orthodox dem Marx’- 
sehen Entwicklungsschema folgend, zwischen Feudalismus und Sozia-
lismus eine Zwischenstufe eingeschaltet. Auch in der Landwirtschaft 
dauerte die Zwischenphase 7 Jahre, ebensolange wie in der Industrie. 
Im Jahre 19 56 wurde auch in der Landwirtschaft die sozialistische Re-
volution vollzogen.

Wie in der Sowjetunion erfolgte die Sozialisierung in der Land-
wirtschaft nicht unmittelbar als Verstaatlichung, sondern in der Form 
der Kollektivierung; aber ebenso wie in Rußland bedeutete die Kollek-
tivierung nicht nur „Vergenossenschaftlichung“, sondern die plan-
mäßige Einengung und schließliche Beseitigung des Privateigentums der 
bäuerlichen Bevölkerung. Die Kollektivierung begann in verhältnismä-
ßig harmlosen Formen bereits in der Übergangsphase. Gleich nach der 
Machtübernahme begannen sich die bäuerlichen Haushalte zu „Nach-
barschaftshilfen" zusammenzuschließen. Im Jahre 1950 waren 11 Mill, 
bäuerliche Haushalte darin erfaßt, im Jahre 1954 bereits fast 70 Mill. 
Die nächsthöhere Kollektivierungsform bildeten die Produktionsge-
nossenschaften niederer Ordnung. Die Zahl der in ihnen zusammen-
geschlossenen Haushalte überstieg 1954 erstmals die Millionengrenze, 
erreichte aber insgesamt nie mehr als rund 3 5 Millionen (Mai 1956).

Nachdem zur Jahreswende 195 5/56 die große Kollektivierungswelle 
eingesetzt hatte, wurde bald die Produktionsgenossenschaft höherer 
Ordnung die praktisch einzige Kollektivierungsform. Sie gilt im Gegen-
satz zu den früheren Formen bereits als sozialistisch. Ende 1956 waren 
rund 10 Mill, bäuerliche Haushalte, 88% ihrer Gesamtzahl, in Pro-
duktionsgemeinschaften höherer Ordnung zusammengeschlossen. In 
einer Direktive vom 21. Dezember 1957 wurden die wenigen ver-
bliebenen Einzelbauern hinsichtlich Produktions- und Anbauplan, 
Steuerleistung, Erfüllung des Ablieferungssolls usw. der Kontrolle der 
Produktionsgenossenschaften unterstellt.

Die Produktionsgenossenschaften höherer Ordnung entsprachen prak-
tisch der sowjetischen Kolchose. Das Privateigentum an Grund und 
Boden war, abgesehen von etwas Land für Gemüsegärten und Futter-
mittelanbau, (insgesamt nicht mehr als 10% der von der Produktions-
genossenschaft bearbeiteten Gesamtfläche) aufgehoben. Das Land 
wurde gemeinsam bebaut. Die Beteiligung der Bauern am Jahresgewinn 
der Kolchose erfolgte grundsätzlich nach ihrer Arbeitsleistung, wenn 
auch außerdem noch eine Dividende für das eingebrachte Land bezahlt 
wurde. Analog der siebenjährigen Übergangsregelung in der Industrie 
war somit auch in der Landwirtschaft vorübergehend eine „kapital-
mäßige“ Beteiligung vorgesehen.

Den bisher letzten Schritt in dieser Entwicklung bedeutete der im 
Sommer 1958 eingeleitete Übergang zur „Volkskommune“ als haupt-
sächlicher und sehr bald einziger Organisationsform auf dem Lande. 
Dieser Schritt ragt vor allem deswegen aus allen vorhergehenden Kol-
lektivierungsfortschritten weit heraus, weil durch ihn die Verbindung 
zwischen dem Aufbau der Staatsverwaltung, wie ihn die Verfassung 
vorsieht, und den Kollektivformen, wie sie nach und nach von unten 
entstanden sind, hergestellt wird. Der Übergang zur Volkskommune 
ist ein wesentlich vielschichtigerer Vorgang als die bisherigen Kollekti-
vierungsmaßnahmen. Es wurde dabei nicht nur die Kollektivierung 
in der bisherigen Entwicklungsrichtung „nach unten“, d. h. tiefer in die 
privaten Lebensbereiche hineingetrieben. Die Volkskommunen dehn-
ten sich gegenüber ihren Vorgängern „nach der Seite zu“ aus, indem 
sie alle sonstigen, wie die handwerklichen, kommerziellen und indu-
striellen Kollektive, soweit sie in ihren regionalen Bereich fielen, in 
sich aufnahmen. Von besonderer Bedeutung aber ist, daß die neue Kol-
lektivierungsform der „Volkskommune“ nun auch „von oben“ her we-
sentliche Funktionen einbezog, nämlich alle staatlichen Verwaltungs-
funktionen auf der „Hsiang“-Ebene (Hsiang wird am besten mit 
„Sprengel“ übersetzt; ein Hsiang umfaßt mehrere Dörfer und im all-
gemeinen 20 000 bis 40 000 Menschen). Der Hsiang wurde nun völlig 
mit der Kommune zu einer Einheit verschmolzen. Der Vorsteher des 
Hsiang ist nunmehr identisch mit dem Direktor der Kommune, der 
Volkskongreß beim Hsiang (die Legislative) mit dem Kongreß der 
Kommunenmitglieder und der Volksrat beim Hsiang, (die Exekutive) 
mit dem Verwaltungsrat der Kommune. Damit wird die Kommune auch 
die unterste Stufe des Wahlmechanismus, da die Volkskongresse der 
Hsiangs die Volkskongresse der Hsien (— Kreise), diese wiederum’die 
Volkskongresse der Provinzen und letztere den Nationalen Volkskon-
greß in Peking wählen.

Der chinesische Staat basiert also auf den Volkskommunen als seiner 
untersten regionalen Verwaltungseinheit. Aber der Übergang zur 
Volkskommune ist keineswegs nur eine Verwaltungsreform, wenn 
diese Seite auch von großer Bedeutung ist. Gleichzeitig wird die 
Kollektivierung in der bisherigen Richtung weiter vorangetrieben. 
Beseitigt wurde nunmehr die Einrichtung des privaten Gemüselandes. 
Ebenso wird der Haustierbestand, den die Produktionsgenossenschaften 
den Bauern im wesentlichen belassen hatten, nun zum größten Teil 
von den Volkskommunen übernommen. Kollektiviert wurden alle 
Produktionsmittel bis hinunter zum einfachsten Handwerkszeug. Die 
Anlage von Kindergärten, Kantinen und ähnlichen Einrichtungen 
wurde besonders gefördert. Dadurch sollen die Familienfunktionen 



eingeschränkt und die Hausfrau entlastet werden, um sie mehr für die 
Feldarbeit freizusetzen. Für den Arbeitseinsatz werden militärische 
Formen bevorzugt. Er erfolgt in Gruppen, Zügen oder Kompanien; 
für besondere Aufgaben werden „Stoßtrupps“ oder „Stoßbrigaden“ 
gebildet. Der Leiter der Kommune wird zum „Kommandeur“, dem 
ein „Chef des Stabes“ für die Verwaltungsarbeit beigegeben ist. Die 
kollektive Disziplin wird durch Übungen mit der Waffe unterstützt. 
Die militärischen Bezeichnungen sind nicht nur ein Spiel mit Worten, 
da die Kommunen auch die Aufgaben einer Miliz erhalten haben.

Obwohl eine weitere Steigerung des Kollektivismus kaum mehr 
möglich erscheint, und die Kollektivierung in dieser Konsequenz auch 
für Ostblockverhältnisse beispiellos ist, wird auf der anderen Seite 
dennoch in der Form des Kollektiveigentums festgehalten. Der letzte 
Schritt, die Übernahme von Grund und Boden in das Eigentum des 
Staates, wurde noch nicht getan. Analog zu den Verhältnissen in an-
deren Wirtschaftsbereichen, z. B. in der Industrie, erfolgt noch eine 
Entschädigung bzw. Dividendenzahlung für eingebrachtes Kapital, ein-
schließlich der im Zuge der „Volkskommunisierung“ neuerlich er-
faßten Haustiere, Arbeitswerkzeuge usw. 3 bis 4 Jahre, vielleicht auch 
noch 5 bis 6 Jahre, soll es von 1958 ab dauern, bis dann endlich auch 
der letzte Schritt getan sein wird. Diese Frist stimmt gut mit den 
Terminen überein, die im industriellen Bereich für die Beseitigung der 
letzten formalen Reste der ehemaligen Privateigentumsordnung gesetzt 
sind.

Schließlich gibt es in China entsprechend den Sowchosen in Rußland 
Staatsgüter. Hier ist der Grund und Boden bereits Staatseigentum. Die 
Staatsgüter sind aber nicht als eine Entwicklungsstufe zu werten, son-
dern als Spezialbetriebsform für bestimmte Bedingungen. Sie sind in 
China im allgemeinen nicht durch Enteignung von Privatbesitz, son-
dern Neulanderschließung entstanden. Am besten betrachtet man sie 
als Mustergüter. Die Staatsgüter sind besonders modern ausgerüstet. 
Bereits im Jahre 195 5 entfiel die Hälfte der von ihnen bearbeiteten 
Fläche auf „mechanisierte Staatsgüter“. Ihr Anteil hat seither weiter 
zugenommen. Vielfach sind diese Güter auf bestimmte Erzeugnisse 
spezialisiert. Im Jahre 1956 gab es 166 (195 5 — 106) mechanisierte 
Staatsgüter, die eine Fläche von fast 500 000 ha (1955 = 270 000 ha) 
bebauten. Rund die Hälfte (4 422 Stück) der zu dieser Zeit in China 
überhaupt vorhandenen Traktoren (9 862 Stück) jeweils umgerechnet 
auf Einheiten von 15 PS waren auf den Ländereien der Staatsgüter 
eingesetzt.

V. Sozialisierung von Handel 
Handwerk und Verkehrsgewerbe

Am schwersten begreifbar für den Kenner des alten China ist die 
Tatsache, daß die Sozialisierung auch die breite Schicht der Schuster, 
Schneider, Friseure, Hausierer, Straßenhändler, Schreiber, Fuhrleute 
usw. ergriffen hat. Die Tätigkeit als selbständiger Handwerker oder 
Händler schien dem Chinesen besonders, wesensgemäß. Man braucht 
heute nur Gebiete mit einer größeren Überseechinesenbevölkerung zu 
besuchen wie Singapore, die Philippinen oder Indonesien, um einen 
gleichen Eindruck zu gewinnen.

In China aber hat die Sozialisierung tatsächlich nicht vor Handel 
und Handwerk halt gemacht. Die Sozialisierung erfolgte hier zunächst 
vor allem als Zusammenschluß zu Genossenschaften. Im Handwerk 
waren Ende 1956 92% der Handwerkerschaft genossenschaftlich or-
ganisiert. In über 100 000 Genossenschaften waren mehr als 5 Mill. 
Handwerker zusammengeschlossen. Im Einzelhandel spielten Absatz- 
und Bezugsgenossenschaften, vor allem auf dem Lande, sehr früh-
zeitig eine Rolle. Schon im Jahre 1950 gab es rund 44 000 derartiger 
Genossenschaften mit einem Mitgliederstand von 3 Mill. Ohne daß 

sich die Anzahl der Genossenschaften später wesentlich vermehrte, 
stieg ihr Mitgliederstand bis zum Jahre 1954 auf 154 Mill. Diese Ab-
satz- und Bezugsgenossenschaften sind meist von den niederen Kollek-
tivformen in der Landwirtschaft gebildet worden. Nach der eigent-
lichen Kollektivierungswelle zur Jahreswende 195 5/56 verloren sie an 
Bedeutung, da die dabei gebildeten Produktionsgenossenschaften hö-
herer Ordnung nunmehr auch den gemeinsamen Bezug und den Absatz 
übernahmen. Ab Sommer 1958 wurde dann auch das gesamte länd-
liche Kleingewerbe von den als letzter Kollektivierungsform gebildeten 
Kommunen ausgenommen.

Ebenso wie bei den Absatz- und Bezugsgenossenschaften fiel die 
Hauptbedeutung des genossenschaftlichen Zusammenschlusses des be-
stehenden Einzelhandels in die Zeit vor Beginn der eigentlichen Soziali-
sierungswelle. Bereits im Jahre 1954 entfielen 45% der Einzelhandels-
umsätze auf genossenschaftlich organisierte Unternehmen. Mit der 
zunehmenden Bedeutung des staatlichen Handels nahm dieser Anteil 
auf nur 12% im Jahre 1956 ab. Allerdings gibt der Umsatz nur be-
schränkten Aufschluß über diese Sozialisierungsform. Sicher ist, daß 
Millionen von Krämern, Hökern und anderen Kleinkaufleuten, die 
mit ganz kleinen Umsätzen arbeiten, in Genossenschaften organisiert 
waren.

In der Praxis viel wirkungsvoller als der Zusammenschluß zu 
Genossenschaften war die Übernahme von Handelsfunktionen durch 
den Staat, die keineswegs schon als Sozialisierung galt. Sehr frühzeitig, 
lange vor der eigentlichen Sozialisierung, wurde damit begonnen, 
wichtige Bereiche aus dem Sektor der freien Wirtschaft herauszu-
brechen, ohne daß die Eigentumsverhältnisse der bestehenden Handels-
unternehmen geändert worden wären. Für eine größere Anzahl von 
Erzeugnissen, vor allem auf dem Agrarsektor, wurden Staatsmonopole 
eingeführt, so für Baumwolle, Getreide, Tabak, Ölsaaten, Schweine, 
Rindvieh, Hanf, Zuckerrohr, Seidenkokons u. a. m. Die betreffenden 
Artikel der sogenannten zentralen und geplanten Erfassung durften 
nur an diese Monopolgesellschaften verkauft werden, und der Einzel-
handel konnte nur von diesen beziehen. In das Bewirtschaftungssystem 
direkt einbezogen wurde der Einzelhandel bei den Artikeln der ge-
planten Erfassung und Verteilung, da diese im Endverbrauch ratio-
niert waren (von den oben angeführten Artikeln: Baumwolle, Getreide 
und Ölsaaten). Sehr frühzeitig praktisch völlig ausgeschaltet wurde der 
private Außenhandel. Bereits im Jahre 1949 wurde eine Anzahl 
staatlicher Außenhandelsgesellschaften errichtet, die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich eine Monopolstellung hatten. Die privaten Firmen 
waren, soweit sie nicht geschlossen wurden, nur noch als Agenten der 
staatlichen Monopolunternehmen und unter deren unmittelbarer Kon-
trolle tätig. Die Kontrolle erstreckte sich bis in die kleinsten Einzel-
heiten. Der gesamte Schriftverkehr war der Zensur durch die staat-
lichen Gesellschaften unterworfen.

Die eigentliche Sozialisierungswelle 1955/56 brachte dann nur noch, 
analog zu der Entwicklung in den anderen Wirtschaftsbereichen, 
die Änderung der bestehenden Eigentumsverhältnisse im Handel. 
Hauptsächlich geschah das wie in der Industrie durch den Übergang 
zur gemischt staatlich-privaten Unternehmungsform. Ende 1956 waren 
am Einzelhandelsumsatz beteiligt: Staatliche Unternehmen sowie Liefer- 
und Absatzgenossenschaften zu 68%,gemischt staatlich-private Unter-
nehmen zu 17%, genossenschaftlich zusammengeschlossener Einzel-
handel zu 12% und der private Einzelhandel nurmehr mit 3%.

In ähnlicher Form war bis Ende 1956 auch das gesamte Verkehrs-
wesen sozialisiert. An der Gesamttransportleistung hatten im Jahre 
19 56 staatlich und gemischt staatlich-private Unternehmen zu 78%, 
genossenschaftlich zusammengeschlossene Verkehrsbetriebe zu 17% und 
private Verkehrsbetriebe zu 5% Anteil. Bei diesen Zahlen sind auch 
so primitive Verkehrsmittel wie Pferdefuhrwerke auf dem Lande und 
Dschunken auf dem Wasser einbezogen. Der Eisenbahnbetrieb, der 
Hafenbetrieb und Teile der Schiffahrt waren bereits vor 1949 ver-
staatlicht.



Vi. Die Fronten im Klassenkampf 
beim Übergang zum Sozialismus

Die Änderung der Produktionsbedingungen, obwohl von größter 
Bedeutung, ist für den Marxisten immer nur ein Mittel zum Zweck, und 
zwar zum Zweck der Umgestaltung der Gesellschaft. Folgerichtig mün-
den die vorstehend geschilderten Sozialisierungsmaßnahmen in den 
einzelnen Wirtschaftsbereichen in das allgemeine Konzept der Um-
wandlung der Gesellschaftsordnung ein. Diese Umwandlung erfolgt 
als Klassenkampf.

Die Fronten des Klassenkampfes während der Übergangsperiode 
sind besonders kennzeichnend für die während dieser Zeit verfolgte 
„Übergangs“-Ideologie. Obwohl mit der kommunistischen Macht-
übernahme die propagandistische Rücksicht auf eine möglichst breite 
Revolutionsbasis entfiel, beschränkte man sich dennoch nicht nur auf 
eine reine „Diktatur des Proletariats“ durch Arbeiter und Bauern, 
sondern erkannte auch die Kapitalisten als Mitglieder der Gesellschaft 
an. Dabei wurde nicht nur das Kleinbürgertum (Handwerker, Händler 
usw.), sondern auch die nationale Bourgeoisie, wie die eigentlichen 
Kapitalisten bezeichnet werden, einbezogen. Völlige Ablehnung fand 
nur die Kompradoren-Bourgeoisie als Schrittmacher des ausländischen 
Kapitalismus, gegen die «ich der Klassenkampf mit aller Schärfe 
richtete. Ebenso wurden auf dem Lande nicht nur die kleinen Bauern, 
sondern auch die wohlhabenden Mittelbauern, ja selbst viele Groß-
bauern eingeschlossen; nur die Großgrundbesitzer als Vertreter des 
Feudalismus wurden eliminiert.

Allerdings hatte diese Großzügigkeit doch auch ihre Grenzen. Nur 
solche Bürgerliche wurden geschont, die sich zum Marxismus bekannten 
und sich damit in letzter Konsequenz mit ihrer Vernichtung als Klasse 
einverstanden erklärten. Vor allem aber war dieses Klassenkampf-
konzept als Übergangslösung zeitlich befristet. Kurz nachdem die 
formal-juristische Bereinigung der kapitalistischen Eigentumsformen 
durch die Sozialisierungswelle 195 5/56 erfolgt war, setzte unter dem 
Vorwande, reaktionäre Rechtsabweichungen seien aufgetreten, der 
Kampf gegen die bürgerlichen Elemente in der Form schärfsten Terrors 
ein. Das Opfer der Anti-Rechtskampagne war hauptsächlich das ehe-
malige Bürgertum. Die Anti-Rechtsbewegung endete zu Beginn des 
Jahres 195 8 mit dem „sozialistischen Sieg an der politischen und ideo-
logischen Front“, nachdem der „sozialistische Sieg an der wirtschaft-
lichen Front“ (= Sozialisierungswelle) bereits 1956 offiziell bekannt 
gegeben worden war. Die völlige Gleichschaltung war nunmehr vollzogen, 
worüber Rudimente wie die Fortexistenz einiger bürgerlicher Parteien 
und die bis 1962 laufenden „Dividenden"-Zahlungen an die ehema-
ligen Kapitalisten nicht hinwegtäuschen können.

VH. Ob Staatskapitalismus oder 
Sozialismus: Auf jeden Fall zentrale

Planung
Es dürfte bereits hinreichend klar geworden sein: China war schon 

eine Planwirtschaft — und zwar in dem Sinne, daß der Marktmechanis-
mus durch Befehle des Staates nicht nur gesteuert, sondern ersetzt 
wurde —, lange bevor es offiziell sozialistisch wurde. Die Zuordnung 
der Jahre bis 1956 zum (Staats-) Kapitalismus war eine reine Form-
sache. Der erste Fünfjahresplan lief schon 19 5 3 an, mitten in der staats-
kapitalistischen Übergangsperiode und weniger als vier Jahre nach der 
Machtübernahme. In der Sowjetunion begann vergleichsweise der erste 
Fünfjahresplan erst 11 Jahre nach der Revolution. Der „Plan“ steht 
dabei durchaus im Mittelpunkt. Er ist das zentrale Anliegen nicht 
nur der chinesischen Wirtschaftspolitik, sondern auch der innerpoli-
tischen Propaganda. Zwar braucht zentrale Planung grundsätzlich 
noch nicht Sozialismus zu sein, im kommunistischen China hatte aber 
die Planung die Freiheit der Wirtschaftseinheiten, besonders auch be-
züglich der Eigentumsrechte, bald so eingeengt, daß ein Unterschied 

zu einem Zustande mit völlig verstaatlichten Produktionsmitteln prak-
tisch nicht mehr bestand.

Daß China seit langem eine Planwirtschaft ist, ist eigentlich eine 
Binsenwahrheit. Weniger gründlich untersucht und zweifellos interes-
santer ist jedoch, den Typ dieser Planwirtschaft näher zu bestimmen, 
d. h. festzustellen, wie weit in ihr der Zwang reicht und auf welchen 
Bereich die Freiheit eingeengt ist. Zu untersuchen wäre beispielsweise, 
wie es mit der Freiheit der Konsumgutwahl durch den Verbraucher 
steht: ob der Bezugsschein regiert oder das Geld. Oder welche Ent-
scheidungen den einzelnen Betrieben überlassen bleiben, und welche 
Entscheidungen ihnen von den Planungsbehörden abgenommen wer-
den. Oder wieweit die Kooperativen bei ihrer Anbauplanung festgelegt 
sind, und ob und wieweit die Bauern noch über privates Gemüseland 
verfügen. Und schließlich, ob es neben den Kanälen des staatlichen 
Handels auch noch freie Märkte gibt.

Investitionsplanung

Am längsten völlig gestrafft ist die staatliche Planung im Investi-
tionssektor. Schon unmittelbar nach der Machtübernahme konnte kein 
Betrieb mehr ohne besondere Genehmigung irgendeine Veränderung 
vornehmen. Aber selbst ohne ein solches Genehmigungsverfahren waren 
private Investitionen einfach mangels privaten Kapitals unmöglich. 
Ein eigentlicher Kapitalmarkt existierte in China schon lange vor der 
Machtübernahme nicht mehr. Krieg, Inflation und Bürgerkrieg ver-
nichteten jeden Einsatz im Keime; die Kommunisten taten nach der 
Stabilisierung nichts, um einen Kapitalmarkt neu zu schaffen. Die 
Möglichkeit der Selbstfinanzierung wurde durch die Kontrolle der 
Gewinne mehr und mehr unterbunden. Als einzige Kapitalquelle 
blieb so die Kapitalbildung über den Staatshaushalt. Später, mit dem 
Ausbau des staatlichen Verteilungssystems, wurden alle wichtigen 
Investitionsgüter in die Bewirtschaftung einbezogen, so daß heute die 
staatliche Planung die Investitionstätigkeit nicht nur von der Finan-
zierung her, sondern auch von der Materialseite her fest im Griff hat. 
Nach dem neuesten Stande werden für die Investitionstätigkeit die 
folgenden Planziele starr gesetzt: 1. Gesamtwert bzw. Kosten des be-
treffenden Projekts; davon näher spezifiziert: 2. „Übernorm"-Anlagen 
im Rahmen des Projekts, 3. benötigte „Produktivkräfte“ wie Energie-
menge, Arbeitskräfte und 4. Kosten der Bau- und Installationsarbeiten. 
Außerdem werden elastische Planziele festgelegt, die bei der Aus-
führung geändert werden können, aber nur, wenn die Änderungen 
gerechtfertigt sind. Vorgenommene Änderungen sind umgehend zu 
melden. Grundsätzlich erscheint es undenkbar, daß im industriellen 
Bereich irgendein Bereich außerhalb oder gar entgegen der staatlichen 
Planung auch nur die geringste Änderung oder Erweiterung vor-
nehmen könnte, von der Errichtung von neuen Unternehmen gar nicht 
zu reden. In der frühzeitigen straffen, vollständigen Kontrolle des In-
vestitionsgütersektors spiegelt sich die außerordentliche Bedeutung, die 
dem wirtschaftlichen Fortschritt beigemessen wird.

Produktionsplanung

Aber auch die Produktion ist heute, jedenfalls im industriellen Be-
reich, nicht viel weniger straff geplant und gelenkt. Den Betrieben 
sind als verbindliche Planziele festgesetzt: 1. Produktionsmengen-
leistung, 2. Belegschaftsstärke, 3. Lohnsumme und 4. Gewinn. Acht 
weitere Planziele können die Unternehmen von sich aus ändern, wenn sie 
die Änderung rechtfertigen können. Jede Änderung dieser „elastischen 
Planziele“ ist zu melden. Vor Einführung dieses jetzt den ganzen 
industriellen Bereich deckenden Systems nahm der Staat auf die 
direkter Einwirkung zunächst entzogenen — privaten Unternehmen durch 
Auftragsauflagen Einfluß. Damals konnte von diesen Unternehmen 
jedoch noch in dem Maße der durch solche Aufträge nicht ausgelasteten 
Kapazität frei für den Markt produziert werden. Heute gibt es das 
nicht mehr. Es ist auch kein System freier Spitzen oder ähnliches an 
seine Stelle gesetzt worden. Lediglich in ihrer Verfügung über den Ge-
winn ist bei Produktionsbetrieben zwecks Leistungsanreiz Ende 1957 
im Rahmen der sogenannten Dezentralisierungsreform nach der „Dirck- 



tive über die Verbesserung des Systems der staatlichen Industrie“ aus 
dem Jahre 1957 eine leichte Lockerung vorgenommen worden: die Be-
triebe können einen Teil des den Durchschnittsgewinn der letzten drei 
Jahre übersteigenden Jahresgewinn für Wohlfahrtsausgaben zugunsten 
ihrer Belegschaft verwenden.

Etwas weiter ist der Spielraum der landwirtschaftlichen Produktion. 
Daran hat sich auch durch den Übergang zur Kollektivierungsform 
der Kommune nichts geändert. Die Dezentralisierungsform, in deren 
Rahmen u. a. auch die Bildung von Volkskommunen erfolgte, sollte ja 
gerade Planungs- und Lenkungsfunktionen und die Verantwortung 
für die wirtschaftliche Entwicklung von der Planungsspitze nach unten 
abwälzen. Den Kommunen werden zwar Planziele gestellt. Diese 
betreffen aber nur die Anbaufläche und die Produktionsleistung für 
die Haupterzeugnisse, nämlich Weizen bzw. Reis, Baumwolle und 
Ölsaaten. Die sonstige Anbauplanung wird von den Kommunen, 
so wie sie es nach den örtlichen Gegebenheiten für richtig halten, 
vorgenommen.

Da der finanzielle Ertrag der Kommunen und damit das Einkommen 
ihrer Mitglieder — die an diesem Ertrag durch Prämien nach einem 
bestimmten Schlüssel beteiligt werden — neben dem Ernteausfall haupt-
sächlich von den Agrarpreisen abhängig sind, spielt in der Landwirt-
schaft auch die Preispolitik eine wichtige Rolle als Lenkungsmittel. Der 
wichtigste Ansatzpunkt ist hier das Grundverhältnis von Industrie- 
zu Landwirtschaftspreisen, das sich strukturell nach und nach zugunsten 
der Landwirtschaftspreise verschieben soll. Innerhalb des agraren Sek-
tors in die Relation von Getreide- zu Baumwollpreisen die wichtigste. 
In Zeiten von Krisen in der Nahrungsmittelversorgung wurden die Ge-
treidepreise angehoben, sobald es sich jedoch nur irgendwie vertreten 
ließ, wurde der Baumwollanbau durch Heraufsetzung der Ablieferungs-
preise für Rohbaumwollanbau stärker gefördert.

Im Baumwollanbau spielen außerdem als Lenkungsmaßnahmen 
Sonderzuteilungen von Baumwolltextilien eine Rolle, die gewährt 
werden, wenn das Ablieferungssoll überschritten wird.

Überblickt man den Produktionssektor als ganzes, so zeigt sich, daß 
die planungsfreie Sphäre im industriellen Bereich auf Ausgaben der 
Betriebe für Wohlfahrtszwecke beschränkt ist; im landwirtschaftlichen 
Bereich können zwar nicht die Bauern, aber immerhin die Kooperative, 
abgesehen bei den Hauptagrarerzeugnissen, zwar noch verhältnis-
mäßig frei über ihre Anbauplanung entscheiden, jedoch werden die 
staatlichen Planziele dennoch durch interventionistische Maßnahmen 
wie Preisfestlegungen, Sonderzuteilungen rationierter Güter u. a. straff 
durchgesetzt. Eine eigentliche individuelle Produktionsfreiheit für die 
einzelnen Mitglieder der Kooperative besteht nicht mehr, seitdem 
ihnen der Übergang zu den Kommunen als letzter Kollektivform 
selbst ihr kleines Gemüseland und den Haustierbestand genommen hat.

Planung der Verteilung
In der Verteilungssphäre liegen die „Kommandohöhen der Wirt-

schaft“, die nach Lenin zu allererst vom Staat zu übernehmen sind. 
Solche Kommandohöhen sind vornehmlich Banken, Außenhandel und 
Großhandel. Kreditwesen, Außenhandel und Großhandel wurden in 
China sofort nach 1949 von neugegründeten staatlichen Unterehmen 
übernommen. Wo zunächst daneben noch private Betriebe bestehen wie 
im Außenhandel, wurden diese zu Agenten oder in ein ähnliches Ver-
hältnis der Abhängigkeit von den neuen staatlichen Unternehmen 
degradiert. Wie bereits dargelegt, ist die Produktion zunächst von der 
Verteilungssphäre her von der Planung erfaßt worden, indem die 
staatlichen Handelsorganisationen die Betriebe zunehmend mit staat-
lichen Aufträgen auslasteten. Der Einzelhandel blieb zwar zunächst 
weitgehend privat — Ausnahmen bildeten die Warenhäuser in den 
Städten — und wurde auch später lediglich kollektiviert und noch 
nicht völlig verstaatlicht; in seiner wirtschaftlichen Funktion war er 
jedoch sehr bald auf eine staatliche Verteilertätigkeit herabgedrückt, 
da er seine Waren von staatlichen Unternehmen zugeteilt erhielt und 
wesentliche Konsumartikel bis zum Endverbrauch rationiert wurden. 
Mit dem Übergang zur Kollektivierungsform der Kommune wurden 

die „Einkaufs- und Absatzgenossenschaften“ als Abteilungen in diese 
eingegliedert, fungierten aber dabei als Organe der staatlichen Han-
delsorganisation. Damit ist die Kette: Produktion — Großhandel — 
Einzelhandel — bis heran an den Endverbraucher in allen ihren Glie-
dern staatlich und damit unmittelbar der Lenkung unterworfen. Die 
einzige von der zentralen Lenkung freie Sphäre bilden die 19 56 ein-
geführten freien Märkte. Ihre Funktion ist jedoch eng begrenzt, zu-
nächst dadurch, daß nur bestimmte Artikel, die alle nicht lebenswichtig 
sind, zugelassen sind, zweitens dadurch, daß nur an bestimmten Orten 
und in bestimmten Gegenden freie Märkte eingerichtet wurden, und 
schließlich durch eine stetige staatliche Kontrolle, die vor allem auch 
die Preisgestaltung betrifft.

Das Verkehrswesen, soweit mit modernen Verkehrsmitteln betrie-
ben — Bahnen, Dampf- und Motorschiffe und Flugzeuge — war schon 
vor der Machtübernahme staatlich. Danach wurde jedoch die Lenkung 
noch weiter ausgebaut, beispielsweise durch gewisse Verkehrsbeschrän-
kungen, die vor allem die Freiheit des Personenverkehrs betrafen. 
Dort, wo der Verkehr sich als Engpaß erwies, wurden auch in der 
Güterbeförderung Prioritäten eingeführt. Der Kraftfahrzeugverkehr, 
der in anderen Ländern im allgemeinen die freiheitlichste Ordnung 
hat, spielt in China überhaupt keine Rolle.

Konsumplanung

Entscheidend für den Charakter einer Wirtschaftsordnung ist jedoch 
die Stellung des Konsumenten. Theoretisch denkbar wäre beispielsweise 
eine zentral geleitete Planwirtschaft, die sich am Willen des Kon-
sumenten ausrichtet und diesem ein Maximum an Freiheit läßt. Tat-
sächlich ist in China jedoch nicht der Wunsch des Konsumenten das 
Maß der Planung, sondern gewisse a priori gegebene Ziele, die nur 
durch eine sehr hohe Investitionsrate auf Kosten des Konsums ver-
wirklicht werden können. In der Praxis muß darüberhinaus der Kon-
sum durch Rationierung, „Austerity“-Kampagnen und propagandi-
stische Beeinflussung mittels verbrauchslenkender Schlagworte die 
Mängel und Fehler der Planung auffangen.

Alle lebenswichtigen Artikel sind für den chinesischen Konsumenten 
rationiert, nämlich Getreide (einschließlich Reis) und Getreideerzeug-
nisse, Fette und Öle, Schweinefleisch und Baumwollwaren. Alle an-
deren Artikel sind zwar theoretisch frei, in Wirklichkeit aber vielfach 
gar nicht oder nur in beschränkten Mengen zu haben; die unterste 
Verteilerstufe muß im letzteren Falle von sich aus rationieren, was 
trotz des Systems gegenseitiger Beaufsichtigung und Kontrolle doch 
zwangsläufig zu all den mißlichen Erscheinungen der Beziehungswirt-
schaft führt. Als Ausnahme weisen die Warenhäuser in den größeren 
Städten aus Propagandagründen ein verhältnismäßig reichliches An-
gebot auf. Außerdem scheinen solche Güter wie bestimmte Bücher, 
Schreibpapier, Füllfederhalter u. ä., die der Erziehung, vor allem 
politischer Art, dienen, reichlich vorhanden. Eine größere Vielfältigkeit 
des Angebots haben zweifellos die 1956 eingerichteten freien Märkte 
für den Konsumenten zur Folge gehabt, jedoch nur auf Kosten des 
Steigens der Preise für die freigegebenen Artikel. Auf freien Märkten 
sind u. a. Gemüse, Geflügel, Fische, Arzneipflanzen zu haben.

Besondere Probleme wirft die Steuerung des Konsums der Land-
bevölkerung auf, der man gemeinhin als „dem Ochsen, der da drischt, 
das Maul nicht verbinden“ kann. Aber in China ist auch das gelungen, 
und zwar durch das allgemeine System gegenseitiger Kontrolle. Der 
Eigenbedarf wurde nach und nach auf ein Mindestmaß beschränkt. 
Nachdem dann dafür wie für den abzuliefernden Überschuß Maßstäbe 
gefunden waren, blieben die Ablieferungsmengen zwecks Leistungs-
anreiz unverändert. Alle drei Jahre wird jedoch erneut überprüft, ob 
es nicht möglich ist, das Ablieferungssoll zu erhöhen. Die Leistung, die 
mit der Einrichtung eines umfassenden Bewirtschaftungssystems auch 
auf dem Lande vollbracht wurde, läßt sich erst voll ermessen, wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß keineswegs die gesamte Landbevöl-
kerung ihren Bedarf an Grundnahrungsmitteln in China aus eigener 
Erzeugung decken kann. Zulieferung von Reis und anderen Getreide-



arten ist nicht nur für Krisengebiete, sondern beispielsweise auch für 
die reinen Baumwollgebiete regelmäßig erforderlich.

Einen gewissen Spielraum, ihren Konsum frei zu gestalten, hatte 
die ländliche Bevölkerung zunächst im Rahmen des ihr zur persön- 
lichen Verfügung zugestandenen Gemüse- und Futterlandes, das bis 
zu 10°/0 des Bodens der Kooperative ausmachen konnte. Schon 
damals ging aber beispielsweise das privat gezogene Vieh, soweit es 
ni’it selbst verbraucht wurde, in die Bewirtschaftung ein, da es einen 
freien Markt für Fleisch und Fett nicht gab. Der Übergang zur Kollek-
tivierungsform der Kommune beseitigte diese letzte Sphäre individu-
eller Konsumfreiheit aber restlos. Darüber hinaus bahnt sie eine Regle-
mentierung des Verbrauchs an, die selbst für kommunistische Verhält-
nisse bislang beispiellos ist. Ihr wichtigster Zug ist der Übergang zur 
Gemeinschaftsverpflegung in Großküchen. Die sonstigen freiheitlichen 
Elemente in der Konsumordnung und die sogenannten freien Märkte 
(deren enge Grenzen oben aufgezeigt wurden) werden nunmehr höch-
stens noch für die Gestaltung des Speisezettels der Kommunengemein- 
schaftsküche Bedeutung haben. Die zentrale Konsumplanung ist nun-
mehr ganz erheblich erleichtert.

VIII. Kann die Wirtschaftsplanung 
funktionieren?

Kann man überhaupt die Wirtschaft eines Landes mit über 600 Mil-
lionen Menschen und einer Fläche von fast 10 Millionen km2, ein Land, 
das zweifellos wirtschaftlich noch sehr zurückgeblieben ist und insbeson-
dere verkehrsmäßig in weiten Teilen völlig unzugänglich ist, zentral 
planen? Muß dieser Versuch nicht im Chaos enden? Ist nicht der einzige 
Weg, das Chaos zu vermeiden, die Ausgleichskräfte der Wirtschaft durch 
freiheitliche Institutionen automatisch wirksam werden zu lassen?

4) Direktiven über die Verbesserung des Systems der staatlichen In-
dustrieverwaltung, des staatlichen Handels und der staatlichen Finanzwirt-
schaft vom 14. November 1957.

Welche Antwort auf diese Fragen gibt die bisherige Entwicklung? 
Im bisherigen Verlaufe sind zweifellos erhebliche Schwierigkeiten auf-
getreten. Einige Erzeugnisse sind in zu großen Mengen hergestellt 
worden. Häufiger und schädlicher war aber, daß unerwartet außer-
ordentlich- hemmende Engpässe auftraten, und zwar nicht nur bei 
einzelnen Spezialerzeugnissen, sondern bei solchen Grundstoffen wie 
Kohle, Eisen, Mineralölen und Zement, und sogar der Verkehr in 
seiner Gesamtheit wurde zu einem gefährlichen Engpaß. Dennoch 
scheint es doch so, als ob es trotz aller Schwierigkeiten einigermaßen 
gelungen ist, die Entwicklung unter Wahrung der gewählten Priori-
täten verhältnismäßig schnell voranzutreiben.

Folgende Faktoren dürften begünstigend gewirkt haben: Zunächst das 
sowjetische Beispiel, dessen Bedeutung — ganz abgesehen von der ideo-
logischen Seite — für das Funktionieren der Planung gar nicht zu 
überschätzen ist. Daneben ist aber auch das Beispiel westlicher Wirt-
schaften von größter Wichtigkeit. Nur weil man wußte, wohin der 
Weg der Entwicklung führt, war in Rußland und ist heute in China 
eine Planung der Entwicklung überhaupt möglich. Planwirtschaft in 
England im Zeitalter der industriellen Revolution, der Pionierzeit der 
auf moderner Technik basierenden Industrialisierung, wäre dagegen 
undenkbar gewesen, selbst wenn an der Planungsspitze Genies ge-
standen hätten. Es mag rein politisches Prestigebedürfnis sein, wenn 
die Ostblockpropaganda heute verkündet, die Sowjetunion werde bald 
die USA, und China bald Großbritannien „einholen“. Hierin zeigt 
sich aber auch, wie sehr das Vorbild dieser und anderer industriali-
sierter Wirtschaften wirksam ist. Nicht nur die große Linie, sondern 
auch Einzelheiten werden, wo und wie auch immer möglich, abgesehen. 
Ehe man beispielsweise in China eine eigene Traktorenindustrie in An-
griff nahm, führte man zunächst die verschiedensten Traktorenfabrikate 
ein und zeigte sich am Rat westlicher Experten auf dem Traktoren-
gebiet besonders interessiert. Es gibt noch zahlreiche andere Beispiele, 
die alle erkennen lassen, daß China am Kontakt gerade auf dem Ge-
biete neuer Entwicklungsvorhaben sehr gelegen ist. Nicht zu vergessen 
ist schließlich noch, daß der westliche Weltmarkt für China als Kalku-
lationsbasis außerordentlich wichtig ist. Seine Beobachtung trägt mit 

dazu bei, das dornige Problem der Rechenhaftigkeit in der chine-
sischen Planwirtschaft zu lösen.

Erleichtert wird schließlich die Planung dadurch, daß sie unter den 
politischen Bedingungen in China total betrieben werden kann und 
auch wird. Störungen können dadurch erheblich leichter aufgefangen 
werden. Besonders wichtig ist dabei die zentrale Lenkung auch des 
Konsums. Vom Konsum, der in der freien Welt die gesamte Ent-
wicklung lenkt, könnten auch in der Planwirtschaft Impulse ausgehen, 
auf die die Planung Rücksicht zu nehmen hat. Der Konsum und der 
Konsument ist in China aber derartig fest in der Hand der Planung 
und Lenkung, daß vom Verbrauch nicht nur keine Störungen aus-
gehen, sondern daß dieser als Polster dient, um Fehlentwicklungen 
aufzufangen und auszuschalten. Kürzung der Rationssätze, auf der 
anderen Seife auch gelegentlich Dekretierung von Mehrverbrauch oder 
die Änderung von Verbrauchsgewohnheiten und schließlich allgemeine 
Austerity-Kampagnen charakterisieren diesen Zustand. Das Planen ist 
eben umso leichter, je totalitärer ein Staat ist, und je unumschränkter 
die Regierung mit den Bürgern tun und lassen kann, was sie will.

Trotz dieser begünstigenden Faktoren waren die Reibungen doch so 
stark, daß die zentrale Planung im Laufe der Entwicklung zu ganz 
erheblichen Änderungen ihrer Methoden und zu Anpassungen ge-
zwungen wurde. Am erfolgreichsten war die Planung noch, als sie am 
lockersten gehandhabt wurde, nämlich während der Wiederaufbau-
periode von 1949 bis 1952. Im Laufe des ersten Fünfjahresplanes 
zeigten sich dann immer deutlicher die Grenzen der zentralen Planung, 
bis im Jahre 1956 eine schwere Planungskrise zu einer grundlegenden 
Umstellung in der Wirtschaftspolitik führte. Erneuter Inflationsdruck 
und erhebliche partielle Ungleichgewichte zwangen zu der Einsicht, 
daß die zentrale Planung und der Staat als Träger der wirtschaft-
lichen Entwicklung überfordert worden waren. Abgesehen von mehr 
symptomatischen Gegenmitteln wie verschärfter Austerity und einer 
vorübergehenden Drosselung des Entwicklungstempos griff man als 
grundsätzliche Therapie zu einer Dezentralisierungsreform. Diese be-
schränkte sich nicht nur auf eine Verwaltungsreform. Sie bestand viel-
mehr in einem ganzen Bündel von Maßnahmen. Zu den wichtigsten 
zählte die Propagierung von kleinen und kleinsten industriellen Be-
triebseinheiten, deren Errichtung lokal möglich ist. Zum zweiten 
wurde mit dem Übergang zur Kollektivierungsform der Kommune 
diese zum Träger vieler staatlicher Entwicklungsaufgaben. Und zum 
dritten schließlich wurde für die staatliche Industrie, den staatlichen 
Handel und die Finanzwirtschaft auch eine Verwaltungsreform vorge-
nommen 4) durch welche die Provinzen stärker in die Entwicklung und 
in die staatliche Wirtschaftsverwaltung eingeschaltet wurden und auch 
die Betriebsleitungen einen etwas größeren Entscheidungsspielraum 
erhielten. Versucht man zum Kern dieser vielschichtigen Reformmaß-
nahmen vorzudringen, so zeigt sich als ihr wesentliches Ergebnis, daß 
zwar die Verantwortung für die wirtschaftliche Entwicklung nach 
unten abgeschoben wurde, ohne daß aber dadurch die individuelle 
Freiheitssphäre ausgeweitet wurde. Das gerade Gegenteil war viel-
mehr der Fall. Denn durch die Errichtung der Kommunen wurde die 
Kollektivierung noch weiter vorangetrieben. Es wurde so das Kunst-
stück fertiggebracht, zwar Pflichten und Aufgaben, aber keine wesent-
lichen Rechte abzugeben. Mit den Dezentralisierungsmaßnahmen ein-
her ging ein allgemeiner Propagandafeldzug, der diese Wendung der 
Wirtschaftspolitik als erste Anzeichen des anbrechenden Kommunismus 
ideologisch tarnte und die Reformen als in der Entwicklung liegend dar- 
Stellite. Die andere Seite des Propagandafeldzuges war, den chinesischen 
Menschen noch mehr als bisher zu unmittelbarem Dienst an der Entwick-
lung anzutreiben. Der entrechtete Einzelmensch; der alle Mängel des 
Systems, sei es durch Konsumeinschränkung, sei es durch erhöhte Lei-
stung aufzufangen hat, erhielt in noch größerem Maße als bisher die 
Verantwortung für das Gelingen unmittelbar aufgebürdet. Er hat 
sich bei einem Versagen als der psychologisch Schuldige zu fühlen, 
andererseits aber Erfolge dem System zuzuschreiben. In diesem Sinne,



nachdem also die zentrale Planung kaum noch Angriffsflächen für 
Kritik bietet, ist nicht daran zu zweifeln, daß sie in China auch weiter-
hin erfolgreich bleiben wird. Tatsächlich ist jedoch die zentrale Planung 
in ihrer ursprünglichen Form in China gescheitert.

IX. Einblick in die Planungstechnik
Wenn man so umfassend wie in China planen will, so erfordert das, 

zumal unter den gegebenen Bedingungen, einen bedeutenden organisa-
torischen Apparat und ausgefeilte Planungs- und Lenkungsmethoden. 
Die Wichtigkeit dieser organisatorischen Seite läßt sich außer an der 
Größe des Apparats daran erkennen, daß hier, unabhängig von ideo-
logischen Erwägungen, aus dem Zwang zur Rationalisierung immer 
wieder Änderungen vorgenommen wurden, bis die Planung ihre heu-
tige institutionelle Form gefunden hat. Zum derzeitigen Stande ergibt 
sich von der Planungstechnik in der VR China folgendes Bild.

Zunächst wird nach sowjetischem Muster grundsätzlich zwischen 
langfristiger und kurzfristiger Planung unterschieden. Für die lang-
fristige Planung ist die Staatsplanungskommission, für die kurzfristige 
Planung die Staatswirtschaftskommission verantwortlich. Kurzfristige 
und langfristige Planung sind somit auch institutionell scharf getrennt. 
Die kurzfristige Planung erstreckt sich bis zur Aufstellung der Jahres-
pläne; als langfristig gilt alle darüber hinausgehende Planung. Im Be-
reiche der langfristigen Planung gibt es neben dem allgemeinen Fünf-
jahresplan Spezialpläne verschiedener Dauer, so den Zwölfjahres-
landwirtschaftsplan oder etwa Pläne für bestimmte Flußregulierungen. 
In der kurzfristigen Planung werden diese langfristigen Pläne zu 
einem einheitlichen Wirtschaftsplan verschmolzen.

Langfristige Planung

Die folgenden langfristigen Pläne sind bislang bekannt geworden:

1. Fünfjahrespläne

a) 1. Fünfjahresplan 1953—1957
b) 2. Fünfjahresplan 1958—1962

2. Fünfzehnjahresplanung
1. Zyklus von 3 Fünfjahresplänen 1953—1967

3. Zwölfjahreslandwirtschaftsplan 1956—1967

4. Flußregulierungspläne
a) Plan für die Regulierung des Gelben Flusses

1. Phase =15 Jahre
b) Plan für die Regulierung des Huai, 

u. a. m.

Als schwerwiegende wirtschaftspolitische Grundsatzentscheidungen 
liegen die Ausarbeitung und Inkraftsetzung solcher Pläne von der 
Initiative bis zur endgültigen Billigung bei den Organen der kommu-
nistischen Partei. Der Gang des Zustandekommens grundlegender 
langfristiger Pläne ist etwa folgender: Zunächst arbeitet das Politbüro 
der Partei Vorschläge aus (intern sicherlich unter Benutzung des Ma-
terials, des Stabes und der Einrichtungen der Staatsplanungskommis- 
sion, die mit dem Politbüro durch die Person des Vorsitzenden eng 
verknüpft ist, und sonstiger staatlicher Organisationen wie des Sta-
tistischen Büros; nach außen hin tritt die Partei als Initiator in Er-
scheinung). Die Vorschläge werden dann einem größeren Gremium, 
einer Parteikonferenz, der Obersten Staatskonferenz oder der poli-
tischen Konsultativkonferenz zur öffentlichen Diskussion vorgelegt. 
Nach ihrer Billigung werden die Vorschläge an die Regierung, d. h. 
praktisch an die Staatsplanungskommission zu weiteren Ausarbei-
tung überwiesen. Gleichzeitig beginnt eine Popularisierungskampagne, 
die den Plan im ganzen Lande zum Objekt politischer Schulung 
macht. Anregungen zur Ausgestaltung des Planes, soweit sie in das 
Konzept passen, werden entgegengenommen und die Vorschläge unter 
Umständen nochmals revidiert. In ihrer endgültigen Fassung werden 

dann die Pläne dem Gesetzgeber, d. i. dem Nationalen Volkskongreß, 
vorgelegt, ein Akt von nurmehr formaler Bedeutung, da dieses Gre-
mium Gesetze unverändert und einstimmig anzunehmen pflegt.

Kurzfristige Planung

Die kurzfristige Planung, insbesondere die Jahrespläne, füllt 
den Rahmen der großen Mehrjahrespläne. Die langfristige Planung 
schreibt der kurzfristigen Planung den grundsätzlichen Kurs vor. 
Gesetzeskraft erhält indessen erst der Jahresplan, dessen Ausarbeitung 
als Routinevorgang den Regierungs- und Verwaltungsstellen über-
lassen bleibt. Die Partei beschränkt sich auf die Kontrolle. Die Jahres-
pläne werden zunächst von der Staatswirtschaftskommission entworfen.

Danach erhalten die nachgeordneten Stellen, von den Ministerien bis 
zu den einzelnen Wirtschaftseinheiten, die im Entwurf vorgemerkten 
Planziffern zur Stellungnahme bzw. Ergänzung. Stellungnahmen und 
Ergänzungen laufen durch die Zwischenstationen, die dabei filternd und 
koordinierend wirken, zurück an die Staatswirtschaftskommission, die 
nun den endgültigen Plan aufstellt und dem Kabinett vorlegt. Das 
Kabinett bringt den Plan als Gesetz im Nationalen Volkskongreß ein. 
Bei der Einbringung des Planes wird, ähnlich wie bei der Einbringung 
von Haushalten in westlichen Ländern, Rechenschaft über das ab-
gelaufene Planjahr abgelegt. Dieser Akt erfolgt im allgemeinen im 
Sommer des betreffenden Planjahres; jedoch ist vorgesehen, später den 
Plan bereits im November des Vorjahres einzubringen.

Die Erfordernisse der Planung und Lenkung haben maßgeblich bei 
der Formung des Regierungsapparates mitzuwirken. Spezialeinrich-
tungen wie die Staatsplanungskommission und die Staatswirtschafts-
kommission — Überministerien, wenn sie formal aus den Ministerien 
nur gleichgestellt sind — wurden bereits erwähnt. Von großer Bedeu-
tung sind außerdem die „Staatsaufbaukommission“ und die „Kommis-
sion für technischen Fortschritt“. Ersterer obliegt die Ausführung und 
Kontrolle der gesamten Investitionstätigkeit bei den großen Schlüssel- 
projekten; letztere hat als Aufgabe die Verbreitung des technischen 
Fortschritts und die Kontrolle seiner Anwendung. Die genannten vier 
Kommissionen arbeiten vornehmlich mit den zahlreichen Wirtschafts-
ministerien zusammen, von denen dann der Instanzenzug zu den ein-
zelnen Wirtschaftseinheiten führt. Die im Westen üblichen Ministerien 
auf dem Wirtschaftssektor wie das Finanzministerium, das Landwirt-
schaftsministerium, das Arbeitsministerium, das Postministerium usw. 
sind in China weiter stark aufgeteilt. Hier gab es nach dem Stand vom 
1. April 1957 auf dem Gebiete der Wirtschaft 31 bei insgesamt 41 
Ministerien, und zwar Ministerien für:

Finanzen
Handel
Außenhandel
Arbeit
Landwirtschaft
Lebensmittelversorgung
Staatsfarmen und

Neulandgewinnung
Geologie
Metallurgische Industrie
Maschinenbau (I) 
Maschinenbau (II) 
Maschinenbau (III) 
Kraftstromindustrie 
Industrie zur Erzeugung von

Ausrüstungen für die Kraft-
stromindustrie

Erdölindustrie

Forstwirtschaft 
Fischwirtschaft 
Wasserwirtschaft 
Verkehr 
Eisenbahn
Post-, Telegraphen- 

und Telefondienst
Bauwesen
Städtische Dienste 
Kohlenindustrie 
Chemische Industrie 
Baustoffindustrie 
Holzindustrie 
Leichtindustrie 
Textilindustrie 
Lebensmittelindustrie 
Städtebau

Hinzu kommen die 4 oben erwähnten Kommissionen von insgesamt 
7 Kommissionen. Unmittelbar dem Kabinett unterstellt sind außerdem 
noch die folgenden wichtigen Wirtschaftsbehörden:



Statistisches Büro
Verwaltungsbüro für

Versorgungsfragen
Zivile Luftfahrtverwaltung

Volksbank
Zentralbüro für das

Handwerk

Trotz des gewaltigen Apparates, trotz aller organisatorischer An-
strengungen, diesen noch zu vervollkommnen, und trotz der Anleitung 
durch das sowjetische Beispiel ist jedoch die chinesische Wirtschaftspla- 
ung bisher kein sehr fester Rahmen für die tatsächliche Entwicklung 

gewesen. Die Planziele wurden wieder und wieder revidiert oder sie 
wurden überhaupt erst so spät bekanntgegeben, daß sich die voraus-
sichtliche Entwicklung bereits vollständig übersehen ließ. So wurde der 
erste Fünfjahresplan erst vollständig bekannt, als die Planperiode schon 
zu über ihrer Hälfte abgelaufen war. Die Optik der chinesischen Wirt-
schaftsplanung bot durch Anwendung solcher Methoden für den flüch-
tigen Beschauer ein recht günstiges Bild. In Wirklichkeit war die chine-
sische Wirtschaftsplanung aber ein langsames Herantasten „by trial and 
error“ statt kühner deduktiver Vorausberechnung des Planzieles. Zu 
erwähnen ist schließlich noch, daß die chinesische Planwirtschaft keines-
wegs von den Mängeln frei ist, die nach allen bisherigen Erfahrungen 
untrennbar mit solchen Wirtschaftssystemen verbunden sind, wie z. B. 
Qualitätsverschlechterungen zugunsten der Erfüllung des um jeden Preis 
zu erreichenden oder möglichst zu übertreffenden Mengensolls, Hortung 
von Rohstoffen bei Betrieben und Verwaltungsstellen und bewußte 
Falschmeldungen, um die eigene Leistung herauszustellen oder Fehl-
leistungen zu bemänteln. Trotz aller Mängel und Schwierigkeiten und 
trotz der häufigen Revisionen der Planziele darf man sich nicht da-
rüber hinwegtäuschen, daß es die chinesischen Planer im ganzen doch 
verstanden haben, die grundsätzlichen Prioritäten konsequent durchzu-
setzen. Ihre Konzeption des Wirtschaftsaufbaus haben sie im Prinzip 
gewahrt, auch wenn sie sich in den Details immer wieder den Reali-
täten anpassen mußten.

X. Die Planungsziele
Die chinesische Wirtschaftsplanung läßt sich in ihrer grundlegenden 

Konzeption nur verstehen, wenn man sich zweierlei vergegenwärtigt: 
1. Der Wirtschaftsaufbau dient nicht, wie in anderen Entwicklungs-
ländern, vornehmlich besserer Bedarfsdeckung, sondern ist, und zwar 
ganz in erster Linie, Mittel zur Umformung der Gesellschaftsordnung. 
Im Vordergrund steht, durch die Industrialisierung eine Industrie-
arbeiterschaft als tragende Klasse der sozialistischen Ordnung zu schaf-
fen; Industrialisierung ist im Falle Chinas sicher auch wirtschaftlich 
notwendig und zweckmäßig, ihre besondere Forcierung und die ge-
wählte Richtung jedoch sind weitgehend auf die gesellschaftspolitische 
Zielsetzung zurückzuführen. 2. Der Wirtschaftsaufbau erfolgt in Front-
stellung gegen die kapitalistische Welt; deswegen Aufbau zunächst 
einer Schwerindustrie, um von den ersten Verarbeitungsstufen an wirt-
schaftlich unabhängig zu werden, und um eine breite Basis für die 
Rüstung zu haben. Die Identität von Sozialismus und Schwerindustrie 
geht in der Praxis so weit, daß man mit Recht sagen kann, daß eine 
Verschiebung der Prioritäten zugunsten der Leichtindustrie über eine 
gewisse Grenze hinaus die Abkehr vom Sozialismus bedeuten würde. 
Für eine solche Schwenkung ließ sich aber in China bislang nicht das 
geringste Anzeichen erkennen. Industrialisierung mit Schwerpunkt auf 
der Schwerindustrie (hauptsächlich metallurgische Industrie und Ma- 
schinenbau, dazu die Energiewirtschaft) sind die a priori gegebenen 
Ziele der chinesischen Wirtschaftsplanung. Ihrer Förderung wird grund-
sätzlich alles andere untergeordnet.

Die Planer haben allerdings einsehen müssen, daß sich gewisse Ent-
wicklungsgrenzen nicht überschreiten lassen. Es hat sich gezeigt, daß 
man die Prioritäten nicht zu sehr akzentuieren darf. Wird ein Sektor 
der Volkswirtschaft zu stark vernachlässigt, so hemmt dies auch die 
Entwicklung in den Sektoren, deren Förderung der Wirtschaftspolitik 
besonders am Herzen liegt. Das beste Beispiel liefert in China die 
erzwungene Änderung in der Einstufung der Landwirtschaft. Sehr bald 
mußte die zunächst ganz einseitig auf die Industrialisierung gerichtete 

Planung dahingehend korrigiert werden, daß nun auch die Landwirt-
schaft einen größeren Anteil der Förderungsmaßnahmen erhält.

Auch in der Sowjetunion hatte sich seinerzeit das gleiche Problem 
in womöglich noch größerer Schärfe als später in China ergeben, daß 
nämlich bei der wirtschaftlichen Entwicklung gewisse Proportionen ge-
wahrt werden müssen, wenn der Wirtschaftsaufbau nicht ganz in Frage 
gestellt werden soll. Das Auftauchen dieses Problems hatte damals 
auch zur eingehenden theoretischen Beschäftigung mit diesen Fragen ge-
führt. In China wird heute diese Diskussion intensiv fortgeführt. Den 
Abhandlungen darüber haften zwar noch immer die deterministischen 
Eierschalen der marxistischen Lehre an, insofern als in ihnen unterstellt 
wird, daß in der sozialistischen Wirtschaft gewisse „Gesetze“ wirksam 
sind, die eine richtige Entwicklung gewährleisten, und nach denen man 
sich richten kann 5). In Wirklichkeit muß die Planwirtschaft, wie für den 
Fall China schon oben gezeigt wurde, die optimale Entwicklung „by 
trial and error“ ertasten, da es keinerlei Maßstäbe oder „Gesetze“ gibt, 
die die Planer von vornherein richtig leiten könnten. Immerhin macht 
diese Diskussion offensichtlich, daß in den kommunistischen Wirtschaf-
ten der Sinn mittlerweile dafür geschärft worden ist, daß in der Ent-
wicklung gewisse Proportionen gewahrt werden müssen, und daß man 
die Prioritäten der Planziele nicht ad libitum willkürlich verstärken 
kann, selbst wenn Kapital ausreichend dafür bereitgestellt wird.

5) 
Development" 

Anmerkung:

Angesichts der Geheimhaltung der wichtigsten Plandaten ist es natur-
gemäß schwierig, das Gewicht der Prioritäten festzustellen. Einen gewis-
sen Anhalt gibt nur die Aufteilung des Ausgabenpostens „Wirtschaft-
licher Aufbau“ im Staatshaushalt nach Schwerindustrie, Leichtindustrie, 
Landwirtschaft, Verkehr und Sonstiges. Eine Prüfung der betreffenden 
Ziffern über die letzten Jahre zeigt, daß, obwohl zwischenzeitlich in der 
chinesischen Propaganda die Modifikation des Verhältnisses von leicht- 
industriellen zu schwerindustriellen Investitionen eine große Rolle ge-
spielt hat, sich tatsächlich dieses Verhältnis nur unwesentlich verändert 
hat. Es lag bisher ausnahmslos immer über 1 : 7. Eine nicht nur abso-
lute, sondern auch anteilmäßige Zunahme ist dagegen bei den Staats-
ausgaben für die Entwicklung der Landwirtschaft festzustellen, die er-
kennen läßt, daß die Landwirtschaft im Range gestiegen ist. Dies wird 
noch deutlicher, wenn man die Investitionen hinzuzählt, die nicht über 
den Staatshaushalt laufen und die in der Industrie fast gar keine, in 
der Landwirtschaft aber eine sehr große Rolle spielen. So ist nach chine-
sischen Angaben allein im Winter (Oktober —Januar) 1957/58 bei land-
wirtschaftlichen Meliorationen eine Arbeitsmenge eingesetzt worden, 
die bei einer Bewertung des Arbeitstages je Person mit 0,60 JMP einem 
Betrag von 6 Mrd. JMP entspräche. Der Kapitalwert der geschaffenen 
Anlagen, wenn man ihre Produktionskapazität kapitalisieren könnte, 
würde ein mehrfaches dieses Betrages darstellen.

Recht anschaulich und aufschlußreich spiegeln die jeweiligen Propa-
gandaparolen zur Kennzeichnung der Merkmale des wirtschaftlichen 
Aufbaues die Verschiebung der Akzente der wirtschaftspolitischen Ziel-
setzungwider. Zunächst war nur von „Industrialisierung mit der Schwer-
industrie als Kern“ die Rede. Etwa 1956 steht der Entwicklung als Leit-
satz voran: „Industrie und Landwirtschaft gleichzeitig zu entwickeln, 
jedoch unter Wahrung des Vorrangs der Schwerindustrie“. In der letzten 
Zeit ist außerdem der Leitsatz „Großbritannien in 15 Jahren auf dem 
Gebiete der wirtschaftlichen Leistungen übertreffen“ immer mehr in 
den Vordergrund getreten, analog zu der Forderung der sowjetischen 
Führung an ihre Wirtschaft, im gleichen Zeitraum die LISA zu über-
flügeln. Hier zeigt sich anschaulich die Rolle, die die Frontstellung 
gegen die kapitalistischen Länder beim Wirtschaftsaufbau spielt. Be-
zeichnenderweise sind es aber nicht die britischen Zahlen für Eis- 
schränke, Radioapparate, Fettverbrauch je Kopf der Bevölkerung u. ä., 
die China nach 15 Jahren erreicht haben will, sondern Ziffern für die 
Eisen- und Stahlerzeugung, für die Kohleförderung und allenfalls noch 
für die Herstellung von Kunstdünger.



WERNER PHILIPP

Grundfragen der Geschichte Rußlands bis 1917
Diese Betrachtung wurde am 16. 7. 1958 vom Sender Freies Berlin in der Reihe Nachtprogramm „Rußland — 
gestern und heute" gesendet.

Wenn schon für eine politische Beurteilung der westeuropäischen 
Länder eine Kenntnis ihrer Geschichte wünschenswert ist, so ist für 
ein Verstehen der Sowjetunion eine Kenntnis der Eigentümlichkeiten 
der Geschichte Rußlands unerläßlich notwendig. Denn fast ein halbes 
Jahrtausend lang, vom 12.—16. Jahrhundert etwa, hat Rußland seinen 
historischen Weg abgesondert von den anderen europäischen Völkern 
zurückgelegt.

Das westeuropäische Fremdheitsgefühl gegenüber Rußland, das seit 
dem 17. Jahrhundert lebendig ist, läßt sich auch nicht durch den Hin-
weis auf ungeschichtliche Größen, wie die so oft zitierte Weite der 
russischen Seele oder des russischen Landes erklären; es bleibt dann 
immer noch offen, wie sie der Mensch geformt, was für Inhalte er ihr 
gegeben hat. So wenig die bolschewistische Herrschaft in Rußland als 
historisch zwangsläufig nachgewiesen werden kann, so wenig hätte sie 
sich natürlich ohne entsprechende historische Voraussetzungen durch-
setzen können. — Von bleibender und die historische Gestalt Rußlands 
prägender Bedeutung scheint mir zu sein, in welcher Weise Rußland 
die Antike, das Christentum und das moderne westeuropäische Denken 
ausgenommen hat. Diese drei Fragen möchte ich besprechen.

Rußland war der Antike bekannt. Seit dem 7. vorchristlichen Jahr-
hundert siedelten Griechen am Nordrand des Schwarzen Meeres, auf 
der Krim und an den Mündungen der Flüsse. Das Hinterland, die sich 
im Norden anschließende Steppe, war fast ein Jahrtausend lang in der 
Hand der iranischen Sarmaten und Skythen (vom 7. Jahrhundert v. Chr. 
bis zum 3. Jahrhundert n. Chr.) Mit dem Hunneneinfall im 4. Jahr-
hundert, der die Erinnerung an diesen Vorposten antiker Kultur end-
gültig auslöschte, setzte die Jahrhunderte lang währende Invasion turk-
tatarischer Völker ein. Als letztes dieser Völker kamen unter mongo-
lischer Führung im 13. Jahrhundert die Tataren, die länger als zwei-
hundert Jahre über Rußland herrschten, freilich ohne es zu einem asia-
tischen Lande gemacht zu haben. Die Ostslaven siedelten von alters- 
her noch weiter nördlich, jenseits der Steppe, etwa in einem Gebiet, 
das sich von Podolien über den mittleren Dnjepr und oberen Don in 
Westostrichtung innerhalb der Waldzone erstreckte. Die Steppe und 
ihre Nomaden riegelten die Slaven von dem antiken Bereich ab, erst 
im 18. Jahrhundert gelangten die Russen in den Besitz der nördlichen 
Schwarzmeerküste. So haben die Ostslaven — anders als die Südslaven 
oder die Germanen — niemals auf antikem Kulturboden gelebt, niemals 
antike materielle Kultur bzw. ihre Reste gesehen und benutzt, niemals 
Erfahrungen mit antiken Rechtsinstitutionen und Gewohnheiten ge-
macht.

Die geistige Macht, die bis ins 17. Jahrhundert hinein in Rußland 
allein geherrscht hat, ist das byzantinische Christentum gewesen, das 
Rußland kurz vor dem Jahre 1000 übernommen hatte. Lim 1037 ist 
eine russische Kirche als Metropolitankirche des Patriarchats von Kon-
stantinopel sicher nachweisbar. Bis zu diesem Zeipunkt hatte sich 
bereits die christliche Kirche in Westrom und in Ostrom sehr unter-
schiedlich entwickelt. In Westrom war die römische Reichsverwaltung 

zusammengebrochen. Hier hatte die Kirche die Aufgabe der Politik 
und der profanen Kultur um ihrer eigenen Existenz willen aufgreifen 
müssen. Auch mag sich der ausgeprägte Sinn der Römer für das Kon-
krete geschichtliche Leben stark ausgewirkt haben, jedenfalls wurde 
seit Augustin etwa das geschichtlich-politische Leben in die heilsge-
schichtliche Betrachtung einbezogen und in seinem relativen Wert an-
erkannt.

In Ostrom war der Staatsapparat und eine staatliche Pflege der 
weltlichen Kultur heil in die christliche Zeit hinübergerettet worden. 
Die Kirche brauchte und durfte sich hier nicht in den staatlichen Be-
reich einmischen. Das kam ihrer eigenen, urchristlichen Tradition entge-
gen, die mit der eschatologischen Möglichkeit, daß der Herr heute oder 
morgen wiederkommen könnte, ernst machte. An ihr gemessen, lohnte 
es sich dann freilich nicht, sich in der Welt einzurichten. Diese Welt- 
gleichgültigkeit wurde durch den im griechischen Bereich entstande-
nen und hier besonders stark fortwirkenden Neuplatonismus vertieft: 
er sah die irdische Welt als partielle und unvollkommene Entsprechung 
der reinen, göttlichen Ideen an; ihm war der Leib ein Gefängnis der 
Seele, aus der sich der Gläubige durch Askese und mystische Versen-
kung herauslösen sollte. Die faktische, historisch- politische Situation 
der Kirche, ihre unchristliche und ihre neuplatonische Tradition — 
alles das bewirkte, daß in Ostrom die Kirche streng auf den geistli-
chen Bezirk verwiesen blieb, neben dem der Staat stand, mit dem sie 
in wechselseitiger Achtung, in einer „Sinfonia" verbunden sein sollte. 
Staat und Kirche zusammen aber ohne wechselseitiges Übergreifen er-
gaben die Fülle der byzantinischen Kultur.

Die Situation dieser Kirche war nun in Rußland insofern vollständig 
anders, als weder eine ausgeformte profane Kultur, noch ein festes Staats-
gefüge vorlag. Die Kirche hatte in Rußland, aufs Ganze gesehen, diese 
neue Voraussetzung nicht berücksichtigt, sondern war weiterhin die 
Kirche der Weltabgeschiedenheit geblieben. Die russische Kirche lebte 
gemäß ihres byzantinischen Ansatzes, zumal mit wenigen Ausnahmen die 
Metropoliten bis ins 15. Jahrhundert hinein Griechen waren. Dadurch ist 
die russische Kirche gewiß freier von weltlicher Verstrickung geblieben als 
die christliche Kirche in Westeuropa; aber es ist auch gewiß, daß die 
russische Kirche als einzige geistige Macht darauf verzichtet hatte, 
Normen und Aufgaben für das geschichtliche und damit für das poli-
tische Leben zu entwickeln. D. h., anders ausgedrückt, sie hat die Welt 
den weltlichen Mächten überlassen und sich der ihr hier auferlegten 
Verantwortung entzogen. Die russische Kirche entfaltete ihren ganzen 
Reichtum im Gottesdienst, in der Liturgie und im Hymnus, im Gebet 
und in der Martyriumsbereitschaft, aber es ist bezeichnend, daß sic 
keine Theologie hervorgebracht hat, d. h. daß ihr das Bedürfnis nach 
einer begrifflichen, dem Verstand einsichtigen Aussage fehlt. Es fehlt 
jede Philosophie, und niemals ist das Kloster wie in Westeuropa eine 
Stätte schulmäßiger und gelehrter Bildung geworden.

Die Kirche hatte schon in Byzanz keine Auseinandersetzung mit der 
Antike gesucht, sondern sich nur im christlich-neuplatonischen Kreis 



bewegt; nach Rußland hat sie die Antike erst recht nicht vermitteln kön-
nen. Antike Philosophie und römisches Recht, die Fülle der naturkund-
lichen, geographischen und historischen Kenntnisse der Antike, ihr künst-
lerisches Bemühen, das Typische und das Individuelle des Menschen dar-
zustellen, das alles blieb Rußland auch später vorenthalten. Erst im 16. 
und 17. Jahrhundert wurden Teilstücke der antiken Kultur bekannt, ohne 
daß wir von einem tiefen, bleibenden Einfluß sprechen können, der etwa 
der Scholastik oder der Renaissance in Westeuropa vergleichbar wäre. 
Jede theoretische Distanzierung von Bestehendem und damit der Ent-
wurf von Neuem, jedes Abgrenzen von Kompetenzen und Rechten lag 
außerhalb des Interesses der Kirche. Es ist daher nicht verwunderlich, 
daß in Altrußland eine politische Theorie fehlt; wohl hatte die Kirche 
das ihr aus Byzanz vertraute Bild des Autokrators auf Rußland über-
tragen, aber nachdem in Moskau im 16. Jahrhundert das Zarentum 
eingerichtet worden war, geriet die Kirche in Abhängigkeit vom Staat 
und wurde unter Peter dem Großen schließlich zur Staatskirche. Eine 
andere geistige Quelle aber bestand nicht neben ihr, zumal die Kirche 

eben auch das klassische Erbe nicht pflegte. So wurde das politische 
Leben Altrußlands mehr durch Fakten als durch Normen bestimmt, 
richtete sich nach Präzedenzfällen der Vergangenheit, ohne Relativie-
rung durch grundsätzlidie Aussagen über das individuelle und soziale 
Leben des Menschen, wodurch Rußland zu dem konservativen Lande 
wurde. Insbesondere ist hervorzuheben, daß die religiösen und huma-
nistischen Voraussetzungen für einen Personalismus fehlten. Das Ge-
wissen des Einzelnen, das Augustin zuerst als Quelle der Frömmigkeit 
betont hatte, wurde in der Ostkirche eher als Absonderung, als ver-
werfliche menschliche Selbstbehauptung betrachtet, vor allem in der 
zentralen Bedeutung, die Luther ihm zuschrieb. Für eine Pflege des 
hmnanistisdten Persönlichkeitsideals fehlte die Verbindung zur Antike. 
Damit tritt sicher die Gefahr der menschlichen Selbstverherrlichung und 
des Individualismus zurück zugunsten einer starken brüderlichen Ge-
meinschaft, aber es entfällt damit zugleich eines der wichtigsten Prin-
zipien des modernen Lebens, wie es sich in Westeuropa seit dem Aus-
gang des Mittelalters herausgebildet hatte.

Das Einströmen westlichen Gedankengutes
Als im 16. und vor allem im 17. Jahrhundert die politischen Ereig-

nisse zu immer engeren Kontakten mit Westeuropa führten, spürte 
das Moskauer Rußland die Überlegenheit der westeuropäischen mate-
riellen Kultur. Die Regierung versuchte, sie durch die Übernahme 
westlicher Produkte, Techniken und Lehrmeister wett zu machen. 
Allmählich mußte man jedoch einsehen, daß das nicht genügte, daß 
man auch die Pflege weltlichen Wissens und alle die geistigen Dis-
ziplinen übernehmen mußte, die die Beherrschung der Welt erst er-
möglichten und in einer Bejahung der Welt als Aufgabe des Menschen 
wurzelten. An der eigenen geistigen Tradition vermochte man sich 
nicht zu orientieren; sie enthielt, wie gezeigt wurde, keine relative 
Anerkennung und Rechtfertigung der geschichtlichen Welt. Vielmehr 
hatte sich über ihr in Rußland ein geistiges Vakuum gebildet, in das 
nunmehr westeuropäisches Gedankengut mit immer größerer Macht 
einströmte. Die Kirche konnte es nur ablehnen, sie vermochte es nicht 
aufzufangen und mit dem herkömmlichen Denken in Rußland zu ver-
schmelzen. Im 17. Jahrhundert schwankte Rußland zwischen Annahme 
und Ablehnung westeuropäischer Denk- und Lebensweisen. Peter der 
Große (1682—1725) hatte die Entscheidung gebracht, indem er die 
Verbreitung westeuropäischer Kultur zum politischen Programm erhob 
und danach trachtete, das bisherige historisch-religiöse Fundament durch 
ein willentlich-vernunftrechtliches Prinzip zu ersetzen. Er vollzog die 
große Revolution von oben her, die mit konservativen Aufständen 
von unten her beantwortet wurde. Er schaltete den Widerstand der kon-
servativen Kirche aus, indem er nach dem Tode des Patriarchen Adrian 
im Jahre 1700 für zwei Jahrzehnte das Patriarchat unbesetzt ließ und 
1721 der Kirche eine neue, synodale Verfassung gab; durch sie wurde 
die Kirche der Kontrolle und Lenkung des Staates unterworfen. Profane 
Bildung und moderne Wirtschaften, westeuropäische Institutionen und 
Gewohnheiten wurden um des staatlichen Nutzens willen von der Re-
gierung in Rußland propagiert. Bis in die Herrschaft Katharinas der 
Großen (1762—1796) hinein förderte die Regierung das zeitgenössische 
vernunftrechtliche und aufklärende Denken.

Das ändert sich erst, als eine kleine Gruppe von Intellektuellen begann, 
die Zustände Rußlands nicht nur mit der russischen Vergangenheit zu ver- 
gleichen und die erreichte Modernisierung zu preisen, sondern sie kritisch 
an dem Ideal der Aufklärung selbst zu messen. In diesem Augenblick 
zeigte sich, daß die von der Regierung, auch noch von Katharina, verkün-
deten Ideale keineswegs die sozialpolitische Wirklichkeit verändert hat-
ten. 1790 erschien ein erstes Werk, das nicht nur Einzelerscheinungen der 
Autokratie kritisierte, sondern sie insgesamt verwarf, die berühmte 
„Reise von Petersburg nach Moskau“ von Radischtschev. Dieses Buch, das 
in Form eines Reisejournals vor allem das Elend und die Verkommenheit 
der Leibeigenen, aber auch der Korruption in der Residenz aufdeckte, 
beschwor alle die, die von der Freiheit und der Würde des Menschen 
wußten und von der brüderlichen Liebe zu den Sklaven erfüllt waren, 
durch eine revolutionäre Tat einer gewaltigen, chaosstiftenden Erhebung 

der Leibeigenen zuvorzukommen. Bezeichnend ist, daß diese erste, um-
fassende politische Kritik in Rußland, die noch keinerlei politische 
Programme entwickelte, nicht daran glaubte, daß die Autokratie gewillt 
und fähig wäre, auf evolutionärem Wege eine Neuordnung, eine wirk- 
liche Besserung der Lage des Volkes herbeizuführen. Deshalb war be-
reits diese Kritik erfüllt von einem revolutionären Voluntarismus, der 
für immer ein Merkmal der russischen Opposition bleiben sollte. Jetzt 
schwenkte die Regierung um und versuchte, Rußland gegen den Einfluß 
westeuropäischer Ideen abzuschirmen. Denn so sehr die Autokratie 
glaubte, Kenntnisse für einen wirkungsvolleren Staatsdienst aus West-
europa beziehen zu müssen, so wenig wollte sie die Herausbildung 
einer autonomen Geistigkeit, einer geistig mündigen Gesellschaft dulden.

Von jetzt ab werden Staat und Kirche Hand in Hand arbeiten, um eine 
weitere Ausbreitung modernen Denkens in Anlehnung an Westeuropa 
zu verhindern; um so hartnäckiger wird im 19. Jahrhundert die sich 
langsam bildende Opposition an den Ideen Westeuropas festhalten, an 
der Aufklärung und am Fortschrittsglauben, am Liberalismus und am 
Sozialismus. Dabei bilden sich zwei Gefahrenmomente für die Oppo-
sition heraus: einmal eine Radikalisierung und Konservierung dieser 
Ideen als reines Glaubensgut, da die Autokratie keine öffentliche, 
breite Diskussion und erst recht keine Erprobung der Vorstellungen in 
politischer Mitarbeit erlaubte; sondern die Tatsache, daß die aus dem 
bürgerlichen, frühkapitalistischen Westeuropa stammenden Ideen in 
Rußland keine soziale Entsprechung fanden. Noch um 1870 waren 75 
bis 80 Prozent der Bevölkerung Bauern, und einen selbstbewußten, in 
einer eigenen Kulturtradition wurzelnden Bürgerstand hat es in Ruß-
land nie gegeben, wie ja überhaupt die russische Gesellschaft in ihrer 
Geschichte nicht nach Ständen, sondern nach Staatsdiensten gegliedert 
war. Die fortschrittliche Opposition im Rußland des 19. Jahrhunderts 
hatte also keine feste soziale Verankerung, sondern wurde getragen 
von einer Gruppe von Intellektuellen, Schriftstellern und Akademikern 
sehr unterschiedlicher Herkunft.

Ein erstes revolutionäres, noch von den Ideen des 18. Jahrhunderts 
erfülltes Aufbegehren bringt der Dekabristenaufstand, ein Offiziers-
putsch im Dezember 182 5. Anläßlich des Todes Alexanders I. versuch-
ten einige gebildete Offiziere, die während der Napoleonischen Kriege 
Vergleiche zwischen Rußland und Westeuropa anstellen konnten, durch 
einen Handstreich eine Neuordnung in Rußland zu begründen. Ihre unein-
heitliche Zusammensetzung — sie schwankte zwischen konstitutioneller 
Monarchie und agrar-sozialistischer Republik — vor allem aber in ihre 
Isolierung von den Soldaten und erst recht vom Volk, ließen den Auf-
stand sofort scheitern. Danach entfaltete die Autokratie, gestützt allein 
auf Polizei, Bürokratie und Militär, noch einmal ihre volle, bevor-
mundende und niederhaltende Macht über die Gesellschaft. Außenpo-
litisch hatte Rußland zwar noch die in dem Kriege gegen Napoleon be-
gründete Position einer militärischen Hegemonie auf dem Kontinent 
inne, aber es wurde zum schärfsten Verfechter eines Konservatismus 



zum Gendarmen Europas, und geriet in immer größere wirtschaftliche 
Rückständigkeit gegenüber Westeuropa.

Unter diesem Druck eines Polizei- und Militärstaates versuchte die 
Opposition der 30er und 40er Jahre sich in geschichtsphilosophischen 
und religiösen Erörterungen über die historische Eigenart und Aufgabe 
des russischen Volkes klar zu werden. Für kurze Zeit wird Hegel der 
Lehrmeister; aber da Hegel die Slaven nicht zu den geschichtstragen-

den Völkern zählte, und die Weltgeschichte in seinem System eigent-
lich zu einem Abschluß gekommen war, entwickelte sich in Rußland 
rasch eine Art Linkshegelianismus, zumal die Diskrepanz zwischen einer 
idealen Wirklichkeit als der Weltvernunft und der politischen Wirklich-
keit in Rußland besonders scharf empfunden werden mußte. Überhaupt 
scheint die Dialektik des deutschen Idealismus Rußland weniger beein-
flußt zu haben als der französische Materialismus und Sozialismus.

Vorsichtige Reformen
Der Krimkrieg 1853 bis 1856 hatte die Unmöglichkeit einer auto-

kratischen Staatsführung offenbar gemacht. Die Regierung begann unter 
vorsichtiger Hinzuziehung der Gesellschaft den Staat zu reformieren. 
Am wichtigsten war die Bauernbefreiung 1861, d. h. die persönliche 
Befreiung der Bauern und die Umwandlung ihrer Abgabenpflicht gegen-
über dem Gutsherrn in eine Abgabenpflicht gegenüber dem Staat. Eine 
echte Lösung brachte die Reform nicht, da die Abgaben an den Staat 
weiterhin eine hohe Belastung des Bauern darstellte und die Landzu-
teilung an sie unzulänglich war. Die Unzufriedenheit und Unruhe im 
Lande wuchs, und die politische Opposition wurde wirklichkeitsnäher 
und differenzierter, nicht zuletzt dank des Einflusses einer breiten 
Emigration, die unaufhörlich von Westeuropa aus revolutionäres Ge-
dankengut nach Rußland einschleuste. Die Hoffnung der Opposition 
richtete sich auf das Volk, d. h. auf das Bauerntum, freilich in verschie-
dener Weise. Die einen glaubten, daß man die Bauern durch eine breite 
Bildungsarbeit und durch eine Erziehung zur politischen Tätigkeit und 
Verantwortung heranbilden müßte; daher gingen in den 60er Jahren 
viele Intellektuelle „in das Volk“, d. h.: sie versuchten auf dem Dorf 
im Zusammenleben mit den Bauern diese zu beeinflussen. Die anderen 
glaubten, es genüge durch Terrorakte den Staatsapparat zu zerschlagen, 
um das heile, bäuerliche Volk freizulegen von den geistigen und poli-
tischen Fesseln. Beide Richtungen glaubten daran, daß die russische 
Bauerngemeinde mit ihrer eigenartigen genossenschaftlichen Wirt-
schaftsweise und Selbstverwaltung die soziale Basis für Rußlands zu-
künftige soziale Entwicklung abgeben könnte, daß Rußland also eine 
klassenmäßige Aufspaltung wie in der westeuropäischen Gesellschaft 
umgehen und direkt eine demokratische oder kommunisti-
sche Ordnung hervorbringen könnte. Beide Richtungen scheiterten trotz 
aller Opferbereitschaft an der unüberbrückbaren Fremdheit zwischen den 
Bauern und den städtischen Intellektuellen, bzw. an der reaktionären 
Wiedererstarkung der Autokratie gerade in Abwehr revolutionärer Ver-
schwörungen und Attentate. Aber anders als vor dem Krimkrieg nahm 
die sich weiterhin behauptende Autokratie seit den 70er und 80er 
Jahren die kapitalistische Wirtschaft und Denkweise aus Europa auf. Es 
entstand eine sich allmählich verbreiternde, reiche, aber traditionslose 
Bourgeoisie, die auf den Staat angewiesen blieb und von der Autokratie 
bis zu ihrem Sturz in Abhängigkeit gehalten wurde.

Die Zeit bis zum ersten Weltkrieg war für die Herausbildung einer 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung und damit für eine Annäherung 
an Westeuropas Zukunft zu kurz, auch fehlte jede Einsicht seitens der 
autokratischen Regierung. Als sich der Kapitalismus in Rußland noch 
ganz in den Anfängen befand, verschaffte sich bereits der Marxismus 
Eingang und half, die tiefe Resignation der Sozialisten revolutionärer 
und evolutionärer Prägung zu überwinden. Der Marxismus brachte 
erstmalig ein angeblich wissenschaftlich begründetes, politisches Han-
deln und geschichtliche Notwendigkeit umfassendes Geschichtsbild nach 
Rußland und entließ den vereinzelten Revolutionär aus seiner bis dahin 
individuell getragenen Verantwortung.

Freilich erhob sich hier sofort wieder die seit dem 17. Jahrhundert 
lebendige Frage: läßt sich diese Lehre auf Rußland übertragen? Zahl-
reiche russische Sozialisten hatten Marx diese Frage gestellt; er hatte 
sie immer nur unter der Voraussetzung bejaht, daß sich auch in Ruß-
land der Kapitalismus entwickelte. Das aber war gerade die Frage, ob 
sich in Rußland ein Kapitalismus wie in Westeuropa entwickeln könnte. 
Plechanov, der erste bedeutende russische Marxist, hatte in Anlehnung 
■'n die deutsche Sozialdemokratie den Marxismus für Rußland propa- 

nach dem Krimkrieg
giert. Er bezeichnete das sich eben erst bildende, noch bäuerlich ge-
bundene Industrieproletariat als Träger der zukünftigen Entwicklung. 
Er forderte, eine Durchkapitalisierung Rußlands abzuwarten, damit die 
Revolutionäre nicht durch eine verfrühte Machtübernahme gezwungen 
wären, selbst einen Kapitalismus auszubilden, oder ohne ein ausgebil-
detes Proletariat despotisch zu regieren, oder einen primitiven Bauern-
kommunismus zu stützen. Dem Bauerntum maß er in seinen Überle-
gungen keine politische Bedeutung bei. Die Frage aber blieb für die 
russischen Sozialisten, wie lange man auf eine Kapitalisierung Rußlands 
warten sollte. Und wie sollte man die revolutionäre Gesinnung fördern, 
wenn man zugleich den Kapitalismus als notwendige Stufe bejahen 
mußte? Lenins Bedeutung beruhte darin, daß er die Besonderheit der 
russischen Situation richtiger nicht durch die Kategorien der westeuro-
päischen Sozialdemokratie gesehen hatte. Er sah, daß in Rußland die 
Bourgeoisie ein Geschöpf der Autokratie war, keineswegs ihr ernst-
hafter Gegner; deshalb erhoffte er sich für die proletarische Bewegung 
keine demokratisierende, erleichternde Vorarbeit seitens der Bourge-
oisie, wie sie in Westeuropa von ihr geleistet worden war.

Vielmehr propagierte Lenin- den direkten Kampf gegen die Auto-
kratie, von der er die Diktatur der Führung und die militärische Unter-
ordnung für seine Partei entlehnte. Er sah die zahlenmäßige Schwäche 
und mangelhafte Bildung des russischen Proletariats; deshalb rechnete 
er die verelendeten Bauernmassen zum Proletariat und propagierte ein 
befreundetes Bündnis zwischen Industrieproletariat und Bauernschaft. 
Er sah die unabsehbar lange Dauer eines Kapitalisierungsprozesses in 
Rußland voraus, deshalb setzte er sich für eine möglichst baldige Revo-
lution um jeden Preis ein, um erst nach dem Umsturz die fortschritt-
lichen Voraussetzungen zu schaffen, die in Westeuropa die Bourgeoisie 
allmählich hervorgebracht hatte. Er war sich bewußt, daß eine solch. 
Revolution nicht wie bei Marx das Endergebnis eines langen sozialen 
Reifeprozesses darstellen würde, sondern ein Vorgreifen, und deshalb 
bereitete er seine Anhänger auf eine ausgedehnte Zwischenperiode 
quasistaatlichen Charakters der Diktatur des Proletariates vor, die bei 
Marx nur als ein kurzer Übergang zur staatenlosen, freien kommu-
nistischen Gesellschaft bewertet worden war.

Kurzum, Lenin bemühte sich angesichts dieser Schwäche der russischen 
Bourgeoisie und angesichts der fehlenden sozialen Verwurzelung der 
Autokratie, in einer einzigen, gewaltigen Anstrengung die proletarische 
Herrschaft zu errichten. Das ist ihm nach dem Zusammenbruch Ruß-
lands im ersten Weltkrieg 1917 gelungen.

Aber nun erfüllte sich die Voraussage des Sozialdemokraten Plechanov, 
daß das Proletariat bei einer vorzeitigen Machtübernahme genötigt sein 
würde, eine Despotie zu errichten. Die Revolution Lenins erfüllte 
keineswegs die seit Generationen gehegten Hoffnungen der Mehrheit 
der russischen Sozialisten und Demokraten auf eine Freiheit und 
menschliche Würde sichernde neue Ordnung. Vielmehr wurde die auto-
kratische Monarchie mir von der Diktatur einer Partei, ja eines Partei-
führers abgelöst. Der Marxsche Ansatz war im Kern verfehlt. Man 
hatte gelehrt, daß der Mensch der Notwendigkeit einer objektiven Ent 
Wicklung der Produktionsmittel unterworfen, aber für die tätige Frei 
Setzung einer neuen Entwicklungsstufe verantwortlich sei. Marx sa 
den Menschen also noch in der Polarität von Notwendigkeit und Frei 
heit, entsprechend der geistigen Tradition Westeuropas. Diese Polarität 
schon bei Engels verdeckt, ist bei Lenin nicht durch einen neuen ge 
schichtstheoretischen Ansatz, sondern durch sein politisches Tun auf 



gelöst worden zugunsten eines einlinigen Voluntarismus, der, wie wir 
sahen, seit jeher ein charakteristisches Element der Opposition ist.

Rußland hat für diese, die Marxsche Lehre verfälschende, der ge-
schichtlichen Entwicklung vorgreifen wollende Revolution mit bitteren 
Opfern durch viele Jahre bezahlen müssen, um schließlich heute eine 
Existenz erreidit zu haben, die in all ihren Äußerungen an das positivis- 
mus- und fortschrittsgläubige Bürgertum Westeuropas im 19. Jahrhun-
dert erinnert. Uneingeschränkter als sie jemals in Westeuropa ge-
herrscht haben, sind die Bestandteile eines reinen innerweltlichen, 
bürgerlichen Denkens, die die revolutionäre Opposition konserviert 
hatie, in Rußland zur Entfaltung gekommen, zu einem Zeitpunkt, als 
Westeuropa begann, diese Denkweise zu überwinden. Rußland ist heute 
kein fortschrittliches, sondern ein konservatives Land, insofern es durch 
staatliche Gewalt an einem Menschenbild festhält, daß den Menschen als 
durch seinen reinen Immanenzbezug bestimmt zeigt. Das ist ein sehr ein- 
faches, aber auf die Länge der Zeit den Menschen nicht ausfüllendes 

Und ihn nicht tragendes, ihm nicht entsprechendes Bild. Es ist die ein-

seitige Antwort darauf, daß in Rußland durch Jahrhunderte der Mensch 
in einem reinen Transzendenzbezug gesehen worden ist. Er ist nicht 
durch die bolschewistische Revolution überwunden, sondern durch 
sein Gegenteil ersetzt worden. Das Vakuum, das einst die Orthodoxie 
in Rußland so lange über dem geschichtlichen Leben hatte bestehen 
lassen, ist durch rein innerweltliche Kräfte ausgefüllt worden. Die 
Totalität des Menschen zu verwirklichen, die sich in der Spannung 
zwischen Immanenz- und Transzendenzbezogenheit des Menschen er-
füllt, ist eine Aufgabe, die Rußland in der Zukunft lösen muß. Ihre 
Lösung wird Rußland Westeuropa annähern, wenn Westeuropa seiner-
seits willens ist, den Forderungen gegenüber offen zu bleiben, die sich 
aus dem von ihm selbst entworfenen polaren Geschichtsbild immer 
wieder neu ergeben.
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